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Als Dachverband von 117 Bundesverbänden der Selbsthilfe chronisch kranker und 

behinderter Menschen und deren Angehörigen sowie von 13 Landesarbeitsgemein-

schaften begrüßt die BAG SELBSTHILFE die Anpassung des Beitragssatzes als 

sachgerecht, um die eingetretenen und zu erwartenden Kostensteigerungen durch 

verschiedene notwendige Gesetze und Gesetzesvorhaben aufzufangen.  

Gleichzeitig fordert sie jedoch, dass die Investitionskosten für Pflegeheime – vor 

weiteren erwartbaren Beitragserhöhungen – als Teil der Daseinsfürsorge steuerfi-

nanziert und nicht – wie bisher – im Wesentlichen den Beitragszahlern aufgebürdet 

werden, weder in Form der Erhöhung der Beiträge noch in Form von Erhöhungen 

bei den Eigenanteilen. So umfasst die Daseinsvorsorge nach herrschender Meinung 

die Sicherung des öffentlichen Zugangs zu existentiellen Gütern und Leistungen 

entsprechend der Bedürfnisse der Bürger, orientiert an definierten qualitativen 

Standards und zu sozial verträglichen Preisen.1 (..) In einen allgemeinen Kanon die-

ser existentiellen Leistungen gehören Energieversorgung, Post, Telekommunikation, 

Verkehr, Wohnungswirtschaft, Wasserversorgung, Abwasser- und Müllentsorgung, 

Bildung, Gesundheit und öffentliche Sicherheit.2 Der Bau von Pflegeheimen gehört 

insoweit aus der Sicht der BAG SELBSTHILFE ebenso zur steuerfinanzierenden Da-

seinsvorsorge wie der Bau von Straßen oder sonstiger Infrastruktur. Derzeit werden 

die Kosten für die Unterhaltung der Gebäude, Miete und Finanzierungskosten über-

wiegend von den Bewohnern getragen, die Kosten differieren dabei zwischen 8, 54 

€ pro Tag pro Bewohner in Sachsen- Anhalt bis hin zu 17, 46 € in NRW.3  Nur in Ein-

zelfällen übernehmen derzeit die Länder die Kosten für die Investitionen, vielmehr 

sind die öffentlichen Förderungen in den letzten Jahren sogar zurückgegangen4. 

Insoweit tragen die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen derzeit die Investiti-

onskosten der Pflegeheime weitgehend selbst, obwohl diese aus der Sicht der BAG 

SELBSTHILFE als Teil der Daseinsfürsorge aus Steuermitteln zu finanzieren wären. 

Dabei umfassen die Investitionskosten nach der klaren gesetzlichen Regelung des § 

82 Abs. 2 SGB XI nicht die Kosten für Unterkunft und Verpflegung i.S.d. § 82 Abs. 

1 Nr. 2 SGB XI. Diese Kosten müssen die Betroffenen jeweils noch zusätzlich bezah-

1 Gablers Wirtschaftslexikon, Daseinsvorsorge, zit: 
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/daseinsvorsorge-28469 
2 Gablers Wirtschaftslexikon, a.a.O. 
3 BIVA, zit nach: https://www.biva.de/beratungsdienst/investitionskosten/ 
4 BIVA, zit nach: https://www.biva.de/beratungsdienst/investitionskosten/ 
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len. Die notwendige Steuerfinanzierung dieser Investitionskosten sollte aus der 

Sicht der BAG SELBSTHILFE durch den Bund erfolgen; dieses wäre insbesondere we-

gen des Sachzusammenhanges mit den Angelegenheiten der Pflegeversicherung und 

den Erfahrungen mit der unzureichenden Übernahme der Investitionskosten durch 

die Länder im Bereich der Krankenhausversorgung wünschenswert. 

Aus der Sicht der BAG SELBSTHILFE sollte jedoch – wie auch im Antrag der Fraktion 

DIE LINKE gefordert - darüber hinaus perspektivisch eine Neuordnung der sozialen 

Sicherungssysteme vorgenommen werden; die Pflegeversicherung sollte zu einer 

Vollversicherung, evtl. auch mit Eigenbeteiligung je nach Leistungsfähigkeit  

oder festem überschaubaren Eigenanteil, umgebaut werden. 

Insbesondere sind Maßnahmen gegen steigende Eigenanteile notwendig bzw. ge-

gen die teilweise ebenfalls erhöhten Kosten für Unterkunft und Verpflegung. Im 

Ergebnis führen derartige Erhöhungen auch dazu, dass immer mehr Menschen im 

Alter auf Sozialhilfe angewiesen sind und verlagern so die Kosten in die Hilfe zur 

Pflege oder auf die Kinder der Pflegebedürftigen. Derzeit können sich die Menschen 

kaum auf die kommenden Kosten im Alter vorbereiten, da die Eigenanteile unter-

schiedlich hoch sind (Berlin: 872,50 €; Thüringen: 237, 19 €) und zudem die weite-

ren Unterkunfts- und Verpflegungskosten sowie die Investitionskosten (s.o.) erheb-

lich differieren. Menschen eine Vorsorge aufzuerlegen, die für sie nicht berechen-

bar oder abschätzbar ist, verunsichert diese und führt insgesamt zu einem Vertrau-

ensverlust in das gesundheitliche System. Auch bzgl. der Kosten für Unterkunft 

und Verpflegung, deren Erhöhungen nicht immer nachzuvollziehen waren, wäre 

ein Kontrollsystem zu entwickeln, da die Betroffenen und ihre Angehörigen die 

Berechnungen kaum überprüfen bzw. sich nur wenig dagegen wehren. 

Berlin, 21. November 2018 

Ansprechpartnerin: 

Dr. Siiri Doka 

Tel. 0211/ 31 006-56 

E-Mail: siiri.doka@bag-selbsthilfe.de



Nachhaltige Strukturreformen statt immer 
weiterer Beitragssatzerhöhungen 

Stellungnahme zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch – Beitragssatzanpassungsgesetz  
(BT-Drs. 19/5464) 

sowie zum 

Antrag der Fraktion DIE LINKE  
"Pflege solidarisch finanzieren – Beitragserhöhungen stoppen" 
(BT-Drs. 19/5525)  

21. November 2018 

Zusammenfassung  

Die erneute und zugleich äußerst kräftige An-
hebung des Beitragssatzes in der sozialen 
Pflegeversicherung um 0,5 Prozentpunkte auf 
3,05 % bzw. 3,30 % für Kinderlose zum 1. Ja-
nuar 2019 stellt eine schwere Hypothek bei 
der dauerhaften Sicherung der Leistungsfä-
higkeit und Finanzierbarkeit der Sozialversi-
cherungssysteme dar. Die Beitragszahler 
werden hierdurch mit zusätzlich 7,6 Mrd. € im 
Jahr belastet werden. Das richtige Ziel, die 
Beitragsbelastung für Arbeitgeber und Be-
schäftigte auf Dauer auf maximal 40 Prozent 
zu begrenzen, wird dadurch noch schwerer 
erreichbar. 

Statt kontinuierlicher Ausweitung der Kassen-
leistungen und immer weiterer Beitrags-
satzerhöhungen sind in der sozialen Pflege-
versicherung umgehend durchgreifende und 
nachhaltig wirkende Strukturreformen erfor-
derlich, insbesondere eine Abkopplung der 
Pflegefinanzierung vom Arbeitsverhältnis, 
Qualitäts- und Preiswettbewerb auf allen Ebe-
nen statt Einheitsversicherung und ein Aus-
bau der ergänzenden Kapital gedeckten Risi-
kovorsorge.  

Im Einzelnen  

Beitragssatzstabilität muss oberste Priori-

tät haben  

Mit immer weiteren Beitragssatzerhöhungen 
in der sozialen Pflegeversicherung als Reak-
tion auf finanzielle Engpässe bei den Pflege-
kassen, die zudem nahezu ausschließlich auf 
politisch gewollte Leitungsausweitungen zu-
rückzuführen sind, muss endlich Schluss 
sein. 

Durch die jetzt vorgesehene Anhebung des 
Beitragssatzes in der sozialen Pflegeversi-
cherung um 0,5 Prozentpunkte zum 1. Januar 
2019 steigt der Beitragssatz in nur fünf Jahren 
um fast die Hälfte von 2,05 auf 3,05 % bzw. 
von 2,30 auf 3,30 % für Kinderlose. Das ent-
spricht einer Mehrbelastung der Beitragszah-
ler von 15,2 Mrd. € pro Jahr. Die jetzt geplante 
erneute Anhebung um 0,5 Prozentpunkte 
schlägt allein mit jährlich 7,6 Mrd. € zu Buche. 
Damit wird die Entlastung der Beitragszahler 
durch die Absenkung des Beitragssatzes bei 
der Bundesagentur für Arbeit um 0,5 Prozent-
punkte zum 1. Januar 2019 auf einen Schlag 
komplett zunichte gemacht. 
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Erschwerend kommt hinzu, dass die sich 
nach bisherigem Recht zwingende Beitrags-
satzsenkung in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung um 0,4 Prozentpunkte zum 1. Januar 
2019 und für mehrere Jahre durch das RV-
Leistungsverbesserungs- und -Stabilisie-
rungsgesetz politisch gewollt ausgeschlossen 
worden ist.  

Das alles zusammen bedeutet eine schwere 
Hypothek für die langfristige Sicherung der 
Leistungsfähigkeit und Finanzierbarkeit der 
Sozialversicherungssysteme. Zumal auch die 
erneute kräftige Beitragssatzerhöhung in der 
sozialen Pflegeversicherung um 0,5 Prozent-
punkte zum 1. Januar 2019 lediglich bis 
längstens 2022 ausreichen soll. Und das bei 
kräftigen Beschäftigungs- und Lohnzuwäch-
sen, die auch bei konstantem Beitragssatz 
jährlich fast 1,5 Mrd. € zusätzlich in die Pfle-
gekassen spülen. 

Dabei ist zu befürchten, dass weitere Bei-
tragssatzerhöhungen in der sozialen Pflege-
versicherung bereits vorzeitig erforderlich 
sein werden, wenn auch diesmal – wie bereits 
bei den zum 1. Januar 2015 und 2017 in Kraft 
getretenen Pflegestärkungsgesetzen I und II 
– die Zusatzbelastungen aus den Leistungs-
ausweitungen für die Beitragszahler von der 
Politik unterschätzt worden sind. Die jetzt zum 
1. Januar 2019 geplante Beitragssatzerhö-
hung kommt immerhin volle drei Jahre früher 
als damals beim Inkrafttreten der Pflegestär-
kungsgesetze verkündet. 

Damit droht in absehbarer Zeit in der Sozial-
versicherung ein drastischer Anstieg der Bei-
tragssatzsumme von jetzt 39,75 % (Kinder-
lose 40 %) auf weit über 40 % hinaus. Nach 
aktuellem Gesetzesstand kann die 40-%-
Grenze nur noch 5 Jahre gehalten werden, 
danach ist mit deutlich steigenden Beitragss-
ätzen zu rechnen. Umso dringender ist es, 
jetzt gegenzusteuern, damit es zu diesem An-
stieg nicht kommt.  

Jeder zusätzliche Beitragssatzpunkt in der 
Sozialversicherung über 40 % hinaus kostet 
Wachstum und Arbeitsplätze und schmälert 
zugleich dauerhaft ihre Finanzierungsbasis. 
Nach der Studie „Sozialbeitragsentwicklung 
und Beschäftigung“ der Prognos AG vom Juni 

2017 schlägt ein zusätzlicher Beitragssatz-
punkt langfristig mit 90.000 Arbeitsplatzver-
lusten zu Buche. Dabei geht die Studie davon 
aus, dass die Beitragssatzsumme in der So-
zialversicherung bis 2040 ohne Gegenmaß-
nahmen auf fast 50 % steigen wird. 

Durchgreifende und nachhaltig wirkende 

Strukturreformen notwendig 

Statt immer weiterer Beitragssatzanhebun-
gen sind endlich und umgehend durchgrei-
fende Strukturreformen zur dauerhaften Bei-
tragssatzstabilisierung erforderlich. 

Vor allem muss die Finanzierung der sozialen 
Pflegeversicherung vom Arbeitsverhältnis ab-
gekoppelt und auf ein einkommensunabhän-
giges Prämienmodell umgestellt werden, wie 
von der BDA und unter anderem auch vom 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (erstmals 
im Jahresgutachten 2003, Ziffer 325) seit lan-
gem gefordert.  

Ein erster Schritt dorthin könnte darin beste-
hen, den allgemeinen Beitragssatz festzu-
schreiben und einen einkommensunabhängi-
gen Zusatzbeitrag für die Pflegekassenmit-
glieder einzuführen. Ein zweiter Schritt könnte 
dann die steuerfreie Auszahlung des Arbeit-
geberanteils als Zuschuss zum Bruttolohn 
sein. 

Darüber hinaus muss in die bestehende sozi-
ale Einheitspflegeversicherung mit identi-
schen Beitragssatz für alle Pflegekassen und 
vollem Ausgabenausgleich zwischen den 
Pflegekassen endlich Qualitäts-, Kosten- und 
Preiswettbewerb eingeführt werden. Nur so 
kann Wirtschaftlichkeit in das System Einzug 
halten und können bestehende Rationalisie-
rungspotenziale zum Vorteil der Pflegebe-
dürftigen und der Beitragszahler erschlossen 
werden. 

Daneben ist die ergänzende Kapital gedeckte 
Risikovorsorge auszubauen. Die staatlich ge-
förderte Pflegezusatzversicherung und an-
dere ergänzende Angebote der privaten 
Krankenversicherungsunternehmen leisten 
für immer mehr Menschen einen wichtigen 
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Beitrag, um für den Pflegefall vorzusorgen, 
und helfen damit zugleich, pflegebedingte So-
zialhilfeabhängigkeit zu vermeiden. 

Schließlich muss auch in der sozialen Pflege-
versicherung ein steuerfinanzierter Bundes-
zuschuss zur Abdeckung versicherungsfrem-
der Leistungen erfolgen. Der GKV-Spitzen-
verband schätzt das Volumen solcher Fremd-
leistungen auf 2,7 Mrd. €. Das entspricht im-
merhin rund 0,2 Beitragssatzpunkten. 

Keine Lösung der Herausforderungen in der 
sozialen Pflegeversicherung ist die von der 
Fraktion Die LINKE geforderte Abschaffung 
der Beitragsbemessungsgrenze. Dieser Vor-
schlag zielt letztlich allein darauf ab, zusätzli-
ches Geld in die soziale Pflegeversicherung 
zu pumpen und damit die Beitragszahler zu-
sätzlich zu belasten, mit allen negativen Fol-
gen für Wachstum und Beschäftigung. Rech-
nerisch mögliche Beitragssatzsenkungen 
sind eher theoretischer Natur, wären aber 
nach aller Erfahrung auf jeden Fall nur von 
kurzer Dauer. 

Ansprechpartner:  

BDA | DIE ARBEITGEBER
Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände 

Soziale Sicherung
T +49 30 2033-1600 
soziale.sicherung@arbeitgeber.de 

Die BDA organisiert als Spitzenverband die sozial- und wirtschaftspolitischen Interessen der 
gesamten deutschen Wirtschaft. Wir bündeln die Interessen von einer Million Betrieben mit 
rund 20 Millionen Beschäftigten. Diese Betriebe sind der BDA durch freiwillige Mitgliedschaft 
in Arbeitgeberverbänden verbunden. 
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Aus Sicht des Sozialverbands VdK muss die Finanzierung der Pflegeversicherung 
auf eine nachhaltige Grundlage gestellt werden, um die steigenden Kosten und not-
wendigen Leistungsverbesserungen abzudecken. Mit dem vorgelegten Gesetzent-
wurf steigt 2019 der Satz zur gesetzlichen Pflegeversicherung voraussichtlich auf 
3,05 Prozent des Bruttoeinkommens. Beitragszahler ohne Kinder zahlen künftig 
3,3 Prozent. Erwartet werden Mehreinnahmen von 7,6 Milliarden Euro. Angesichts 
der steigenden Herausforderungen ist eine Anhebung des Beitragssatzes in der ge-
setzlichen Pflegeversicherung aus Sicht des Sozialverbands VdK grundsätzlich 
nachvollziehbar. Höhere Beiträge müssen sich aber dann auch in der Qualität der 
Pflege bemerkbar machen. Also zum Beispiel in der Finanzierung von mehr und bes-
ser qualifiziertem Personal, das angemessen bezahlt wird. Für die Pflegebedürftigen 
würde das mehr Zeit und Zuwendung bedeuten, was vom VdK grundsätzlich begrüßt 
wird. Allerdings darf die Finanzierung von mehr und besser qualifiziertem Personal 
nicht zu Lasten der Pflegebedürftigen führen. 

Schon aktuell liegt der Eigenanteil für Pflegeheimkosten im Bundesdurchschnitt bei 
1.831 Euro pro Monat. Die Mehrkosten für bessere Bezahlung und mehr Personal 
dürfen nicht dazu führen, dass die Eigenanteile von Pflegebedürftigen weiter steigen. 
Sie führen schon heute vor allem im stationären Bereich dazu, dass immer mehr 
Pflegeheimbewohner Hilfe zur Pflege beantragen müssen. Pflege darf nicht arm ma-
chen. Die Finanzierung der Mehrkosten muss aus Steuermitteln und aus der Pflege-
versicherung sichergestellt werden. Der VdK fordert zudem, dass die finanziellen 
Leistungen aus der Pflegeversicherung dynamisiert und an die jährliche Preisent-
wicklung und an die Lohnkosten angepasst werden. 

Der VdK fordert nachdrücklich ein nachhaltiges Finanzierungskonzept für die Pflege. 
Pflege ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und darf nicht nur als Individualrisiko 
betrachtet werden. Pflegedürftigkeit ist heute aber zunehmend ein Armutsrisiko ge-
worden. Um die Pflege für Pflegebedürftige und ihre Angehörigen wieder bezahlbar 
zu machen, fordert der Sozialverband VdK langfristig einen Systemwechsel, bei dem 
die Leistungen der Pflegeversicherung als Vollversicherung auszugestalten sind. 
Nach Auffassung des Sozialverbandes VdK sollten versicherungsfremde Leistungen, 
wie bspw. die Leistungen für pflegende Angehörige, oder auch gesamtgesellschaftli-
che Aufgaben, wie bspw. die Umlagekosten für die Pflegeausbildung, von der Allge-
meinheit über Steuern finanziert werden. Wir befürworten an dieser Stelle einen 
steuerfinanzierten Bundeszuschuss. 

Neben den reinen Pflegekosten fallen bei der Pflege in einem Heim für die Bewohner 
Kosten für Unterbringung und Verpflegung sowie Investitionskosten an. Letztere ha-
ben sich zu einer erheblichen finanziellen Belastung entwickelt. Innerhalb Deutsch-
lands variieren die Kostensätze beträchtlich, im Durchschnitt liegen diese Kosten 
zwischen 400 und 500 Euro im Monat. Das ist aus Sicht des Sozialverbands VdK 
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nicht weiter hinnehmbar. Deswegen fordern wir einen verbindlichen, einklagbaren 
Rechtsanspruch auf Übernahme der Investitionskosten durch die öffentliche Hand. 

Darüber hinaus fordert der VdK, die private Pflegeversicherung als Pflegevollversi-
cherung abzuschaffen und dazu in einem ersten Schritt einen Solidarausgleich zwi-
schen privater und gesetzlicher Pflegeversicherung zu etablieren. Diese würde so um 
zwei Milliarden Euro entlastet. Darüber hinaus hält es der Sozialverband VdK für 
notwendig, die Beitragsbemessungsgrenze mindestens auf das Niveau der Renten-
versicherung anzuheben und die Bemessungsgrundlage auf alle Einkommensarten 
auszudehnen. Dadurch könnte es insgesamt zu einer Senkung des Beitragssatzes 
kommen und insbesondere kleine und mittlere Einkommen würden entlastet. 

Abschließend möchten wir darauf hinweisen, dass jede Beitragssatzerhöhung in der 
Pflege voll zu Lasten der Rentnerinnen und Rentner geht und diese nicht durch eine 
Beitragssatzsenkung in der Arbeitslosenversicherung kompensiert wird. Nach unse-
rer Einschätzung liegt hier ein systematischer Fehler vor, den es zu beheben gilt. 
Deswegen fordert der Sozialverband VdK an dieser Stelle, dass – ebenso wie bei 
den Beiträgen zur Krankenversicherung – der Beitrag zur Pflegeversicherung jeweils 
hälftig von den Rentnerinnen und Rentnern sowie von der Deutschen Rentenversi-
cherung zu tragen ist. 
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1 Zusammenfassung der Vorlagen  

a) Zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch ‒ Beitragssatzanpassung 

Mit dem Gesetz soll der Beitragssatz der sozialen Pflegeversicherung zum 1. Januar 

2019 um 0,5 Prozentpunkte angehoben werden. Damit ergibt sich ab 1. Januar 2019 

ein Beitragssatz von 3,05 Prozent bzw. für kinderlose Versicherte von 3,30 Prozent. 

Die Anhebung führe zu Mehreinnahmen der sozialen Pflegeversicherung von rund 

7,6 Milliarden Euro jährlich und soll die Finanzierung für die laufende Legislaturperio-

de und somit Beitragssatzstabilität bis zum Jahr 2022 sicherstellen. Mehr Menschen 

als erwartet nehmen die unterschiedlichen Leistungsverbesserungen der Pflegever-

sicherung in Anspruch. Ferner wird zur Begründung auf die ausgabenstarken Maß-

nahmen im Pflegepersonalstärkungsgesetz sowie auf die angekündigten Vorhaben 

im für die 19. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages geschlossenen Koaliti-

onsvertrag vom 12. März 2018 verwiesen, darunter die kontinuierliche Anpassung 

der Sachleistungsbeträge der Pflegeversicherung an die Personalentwicklung und 

die weitere Entlastung pflegender Angehöriger. 

b) Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE. "Pflege solidarisch finanzieren – 

Beitragserhöhungen stoppen" 

Nach Ansicht der Antragstellerinnen und Antragsteller sei nach der Anhebung des 

Beitragssatzes der sozialen Pflegeversicherung zum 1. Januar 2019 um 0,5 Pro-

zentpunkte eine darüberhinausgehende Stabilität des Beitragssatzes bis zum Jahr 

2022 nicht realisierbar. Die mit der Anhebung verbundenen zusätzlichen Einnahmen 

würden die im Gesetzentwurf genannten Mehrausgaben der letzten Pflegereform 

und des Pflegepersonalstärkungsgesetzes sowie die Kosten für die noch in dieser 

19. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages im Koalitionsvertrag geplanten 

Vorhaben nicht kompensieren können. Die Pflegeversicherung sei dauerhaft unterfi-

nanziert, was nicht an den notwendigen Ausgabensteigerungen, sondern vor allem 

an der strukturell angelegten Einnahmeschwäche läge. Nur eine solidarische Finan-

zierung von Gesundheitsversorgung und Pflege könne dauerhaft bedarfsgerechte 

Leistungsangebote und gute Arbeitsbedingungen für die Pflegekräfte zu angemes-

senen Beitragssätzen sichern. Sie fordern neben der Aufhebung der Beitragsbemes-

sungsgrenze in der Pflegeversicherung zum 1. Januar 2019 zum 1. Januar 2020 Ka-

pitaleinkünfte in die Beitragsbemessung einzubeziehen sowie die Erweiterung des 
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Versichertenkreises durch Einbeziehung aller privat Pflegeversicherten in die soziale 

Pflegeversicherung. 

2 SoVD-Gesamtbewertung 

In der sozialen Pflegeversicherung zeichnet sich bis zum Ende des Jahres ein Defizit 

von über 3 Milliarden Euro ab. Ohne Beitragserhöhung könnte das Minus bis 2022 

auf knapp fünf Milliarden Euro steigen. Angesichts der derzeitigen Finanzierungssys-

tematik der sozialen Pflegeversicherung (Beitragsfinanzierung) und notwendiger 

Ausgabensteigerungen ist eine Anhebung des Beitragssatzes grundsätzlich nach-

vollziehbar. Eine Beitragserhöhung greift jedoch aus Sicht des SoVD zu kurz. Es 

bleibt zu befürchten, dass die vorgesehene Beitragserhöhung allein kaum zur Stabili-

sierung des Beitragssatzes bis 2022 ausreichen wird. Laut dem Bundesministerium 

für Gesundheit1 seien bereits 0,3 Prozentpunkte der Beitragserhöhung erforderlich, 

um das entstandene Defizit der Pflegeversicherung infolge des unerwartet hohen 

Anstiegs der Leistungsausgaben der sozialen Pflegeversicherung auszugleichen. Die 

übrigen 0,2 Prozentpunkte der Beitragsanpassung seien für die Mehrausgaben des 

Pflegepersonalstärkungsgesetzes erforderlich, das erste Schritte bei der Behebung 

des Fachkräftemangels in der Kranken- und Altenpflege einleitet. Raum zur Finanzie-

rung weiterer im Koalitionsvertrag angekündigter Reformen und notwendigen Vorha-

ben durch diese Beitragsanpassung bleibt danach nicht. Der SoVD fordert ein grund-

sätzliches Umdenken in Bezug auf die Finanzierung der Pflegeversicherung. Hierfür 

sind notwenige Reformschritte zur Stärkung der solidarischen Umlagefinanzierung 

und für ein gerechtes und leistungsfähiges Pflegesystem zu treffen.  

Die Beitragsbemessung bedarf einer breiteren Basis. Bei der Erhebung der Beiträge 

muss die gesamte wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und damit auch weitere Kapital-

einkünfte herangezogen werden, wie Einnahmen aus Vermietung, Verpachtung so-

wie Kapitaleinkommen. Gleichzeitig muss die Beitragsbemessungsgrenze zumindest 

auf das in der Gesetzlichen Rentenversicherung geltende Niveau angehoben wer-

den. 

Das Prinzip der paritätischen Verteilung der Beiträge muss auch in der Pflegeversi-

cherung (wieder)hergestellt werden, wo es durch den Wegfall des Buß- und Betta-

ges, den Zuschlag für kinderlose Versicherte und die alleinige Beitragstragung der 

Rentnerinnen und Rentner bisher einseitig zu Lasten der Versicherten verletzt wird. 

1 vgl. https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pflege/pflegeversicherung-zahlen-und-
fakten/warum-hoehere-beitraege-zur-pflegeversicherung-notwendig-sind.html (abgerufen am 
20.11.2018).  
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Die Beitragssätze sollen paritätisch je zur Hälfte von den Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmern sowie den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern gezahlt werden. Entspre-

chendes muss auch für Rentnerinnen und Rentner gelten. Die Deutsche Rentenver-

sicherung muss sich zukünftig wieder paritätisch an den Beitragszahlungen der 

Rentnerinnen und Rentner zur Pflegeversicherung beteiligen. Letzteres gilt insbe-

sondere vor dem Hintergrund, dass Rentnerinnen und Rentner nicht in den "Genuss" 

einer Kompensation steigender Beiträge zur Pflegeversicherung durch eine Reduzie-

rung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung in gleicher Höhe kommen.  

Zudem muss die Pflege stärker als gesamtgesellschaftliche Aufgabe wahrgenommen 

werden. Versicherungsfremde Leistungen etwa müssen auch in der Pflegeversiche-

rung über Steuerzuschüsse finanziert werden.  

Zur finanziellen Entlastung der solidarischen Pflegeversicherung ist die medizinische 

Behandlungspflege vollständig systemgerecht aus Mitteln der gesetzlichen Kranken-

versicherung zu finanzieren. Insoweit begrüßt der SoVD auch grundsätzlich die In-

tention zur personellen Stärkung der medizinischen Behandlungspflege in Pflegeein-

richtungen durch das Pflegepersonalstärkungsgesetz. Es sollten jedoch nicht nur der 

finanzielle Mehraufwand für die neuen Stellen, sondern die Finanzierung der gesam-

ten medizinischen Behandlungspflege insgesamt aus Mitteln der Krankenversiche-

rung erfolgen. Es stößt diesseits auf Unverständnis und Kritik, dass die Leistungszu-

ständigkeit der Krankenkassen für die medizinische Behandlungspflege in stationä-

ren Pflegeeinrichtungen nicht gilt. Die Behandlungspflege umfasst medizinische Leis-

tungen zur Sicherung des Ziels ärztlicher Behandlung und ist eine originäre Aufgabe 

der Krankenversicherung. Für Leistungen in stationären Pflegeeinrichtungen ist sie 

derzeit systemfremd bei der Pflegeversicherung angesiedelt, was in der Praxis zu 

erheblichen Unterschieden in der Versorgung von Personen in ambulanter und stati-

onärer Versorgung führt. Die gegenwärtig systemfremde Finanzierungsregel geht 

infolge der Limitierung der Leistungen der Pflegekassen bei stationärer Pflege letzt-

lich auch zulasten der Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen. Denn sie tragen die 

Mehrkosten, die über den Betrag der Pflegekasse je Pflegegrad hinausgehen in vol-

lem Umfang selbst. Damit führen Leistungen der medizinischen Behandlungspflege, 

die eigentlich der krankenkassenärztlichen Versorgung als originäre Versicherungs-

leistung unterliegen, u.U. zur vorzeitigen Erschöpfung des pflegegradabhängigen 

Pflegebudgets nach dem jeweiligen Pflegegrad, obwohl dies eigentlich nur für reine 

Pflegeleistungen zur Verfügung steht. 

Es ist eine regelmäßige Dynamisierung der Pflegeversicherungsleistungen notwen-

dig, um den fortschreitenden Kaufkraftverlust der Pflegeversicherungsleistungen und 
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das damit verbundene Armutsrisiko bei Pflegebedürftigkeit zu mindern. Dringend 

notwendig wäre die Schaffung einer Dynamisierungsautomatik in Form einer im Ge-

setz verankerten, jährlich automatisch wirkenden Anpassung, ohne dass der Ge-

setzgeber gesondert tätig werden muss. Als Bezugsgröße zur Berechnung der jährli-

chen Anpassung im Rahmen dieser Dynamisierungsautomatik kann die Veränderung 

der Bezugsgröße nach § 18 SGB IV verwendet werden. 

Perspektivisch muss eine zukunftsfähige Pflegeversicherung zu einer einheitlichen, 

öffentlich-rechtlich organisierten Versicherung für alle Bürgerinnen und Bürger wei-

terentwickelt werden, deren Leistungen sich an dem Bedarf der Betroffenen orientie-

ren. Bis dahin müssen die unterschiedlich gelagerten Risiken durch einen Finanz-

transfer zwischen privater und sozialer Pflegeversicherung ausgeglichen werden. 

Berlin, 21. November 2018 

DER BUNDESVORSTAND 

Abteilung Sozialpolitik 
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I. Bewertung 

 

Mit dem vorgelegten Entwurf wird der Beitragssatz der sozialen Pflegeversicherung zum 

1. Januar 2019 um 0,5 Prozentpunkte angehoben. Damit ergibt sich ein Beitragssatz 

von 3,05 Prozent. Durch die Anhebung reduziert sich das Nettorentenniveau vor Steu-

ern der gesetzlichen Rentenversicherung. Da das Rentenniveau durch die mit dem RV-

Leistungsverbesserungs- und –Stabilisierungsgesetz zum 1. Januar 2019 in Kraft tre-

tenden Maßnahmen zu einem Parameter der Rentenanpassung wird, ergeben sich in-

direkt finanzielle Auswirkungen in der gesetzlichen Rentenversicherung.  

 

Die im Entwurf des Gesetzes zur Beitragssatzanpassung in der sozialen Pflegeversi-

cherung genannten Mehrausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung als Folge des 

erhöhten Beitragssatzes zur Pflegeversicherung sowie die Auswirkungen auf die Bun-

desmittel an die gesetzliche Rentenversicherung sind auf Basis des Datenstandes vom 

Sommer 2018 nachvollziehbar.  

 

II. Erläuterung 

 

Durch die mit dem RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz (BT-Ds. 

19/4668) voraussichtlich zum 1. Januar 2019 in Kraft tretenden Maßnahmen werden bis 

zum Jahr 2025 das Netto-Rentenniveau vor Steuern (im Folgenden „Rentenniveau“) auf 

mindestens 48 Prozent und der Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversicherung 

auf mindestens 18,6 und höchstens 20 Prozent begrenzt.  

 

Dadurch wird das Rentenniveau zu einem Parameter der Rentenanpassungsformel. 

Das Rentenniveau misst das Verhältnis einer Netto-Standardrente vor Steuern (im Zäh-

ler) zu einem durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelt vor Steuern (im Nenner). Bei einem 

gegebenen Bruttoeinkommen reduzieren sich sowohl Nettorente als auch Nettoarbeits-

entgelt, wenn der Beitragssatz zur Pflegeversicherung steigt. Da Rentner den vollen, 

Arbeitnehmer jedoch überwiegend nur den halben Beitrag zur Pflegeversicherung zu 

tragen haben (die andere Hälfte trägt der Arbeitgeber), wirkt sich eine solche Erhöhung 

des Pflegeversicherungs-Beitragssatzes bei den Renten stärker aus als bei den Arbeits-

entgelten. In der Folge sinkt das Rentenniveau, und zwar im vorliegenden Fall – nach 



  

 

 

- 3 - 

der mit dem LVStabG neu gefassten Definition und unter sonst gleichen Annahmen – 

um rund 0,1 Prozentpunkte.  

 

Wenn aber mit der Haltelinie bis 2025 ein bestimmtes Rentenniveau (hier 48 %) sicher-

zustellen ist, müssen die Rentenanpassung und dadurch der Finanzbedarf entspre-

chend höher ausfallen. Ein höherer Finanzbedarf wird grundsätzlich über eine Beitrags-

satzerhöhung in der Rentenversicherung gedeckt. Sofern allerdings der Beitragssatz 

hierfür über 20 % steigen müsste, wäre der Finanzbedarf nach dem LVStabG durch 

eine Aufstockung des zusätzlichen Bundeszuschusses zu decken („Beitragssatzgaran-

tie“).“ 

 

Nach den Angaben im Gesetzentwurf fällt der Beitragssatz der allgemeinen Rentenver-

sicherung 2023 aufgrund des erhöhten Beitragssatzes zur Pflegeversicherung um 0,2 

Prozentpunkte höher aus. Durch die Anhebung des Beitragssatzes steigen nicht nur die 

Beitragseinnahmen der Rentenversicherung, darunter auch die Beiträge des Bundes für 

Kindererziehungszeiten, sondern auch der allgemeine Bundeszuschuss an die Renten-

versicherung. Im Jahr 2024 ist bereits die Obergrenze von 20 Prozent für den Beitrags-

satz erreicht, so dass im Jahr 2025 nach den Regelungen des LVStabG eine Aufsto-

ckung des zusätzlichen Bundeszuschusses in Form der sogenannten Beitragssatzga-

rantie erforderlich wird, um den Beitragssatz zu halten.  

 

Die Berechnungen im Gesetzentwurf können von der Deutschen Rentenversicherung 

Bund auf Basis des Datenstandes Mitte des Jahres nachvollzogen werden.  

 

Legt man aktuellere Zahlen mit dem Datenstand Oktober zugrunde, bleibt es ebenfalls 

bei einer Anhebung des Rentenversicherungsbeitragssatzes um 0,2 Prozentpunkte, die 

Anhebung verschiebt sich allerdings mit allen Folgewirkungen um ein Jahr auf 2024. 

Durch die günstigeren Annahmen der Bundesregierung, die den mittelfristigen Projekti-

onen für die Entwicklung der Finanzsituation der Rentenversicherung zugrunde liegen 

sowie die gegenüber der Sommerschätzung besser eingeschätzte Ausgangsbasis Ende 

2018, liegt der Finanzbedarf für die Beitragssatzgarantie 2025 mit 0,4 Mrd. EUR deutlich 

unter den 1,6 Mrd. EUR, die sich noch mit dem Datenstand vom Sommer ergeben ha-

ben. 
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Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch ‒ Beitragssatzanpassung (BT-Drs. 19/5464) 

Antrag der Fraktion DIE LINKE „Pflege solidarisch finanzieren – 

Beitragssatzerhöhungen stoppen“ (BT-Drs. 19/5525) 

Stellungnahme 

……………………………………………………………………………………

……………………………………. 

 

 

Mit dem Entwurf eines Beitragssatzanpassungsgesetzes soll der Beitragssatz der 

sozialen Pflegeversicherung zum 01. Januar 2019 um 0,5 Prozentpunkte auf insge-

samt 3,05 Prozentpunkte angehoben werden. Der Paritätische hält die Erhöhung des 

Beitragssatzes für zwingend erforderlich. Allerdings ist die Höhe auch wegen Unter-

lassung der Verwendung weiterer Mittel für die Pflege nicht ausreichend, um alle an-

stehenden Aufgaben in der laufenden Legislatur zu bewältigen. Mit den rund 7,6 Mrd. 

Euro, mit denen die Einnahmebasis der sozialen Pflegeversicherung jährlich erhöht 

werden soll, müssen in erster Linie die Mehrausgaben finanziert werden, die sich aus 

der Einführung des Neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs mit dem Zweiten Pflege-

Stärkungsgesetz ergeben haben, insbesondere durch die Erweiterung des leistungs-

berechtigten Personenkreises. Ursprünglich sollte die Finanzierung der Pflegeversi-

cherung bereits mit den letzten Beitragssatzsteigerungen bis 2022 stabil gehalten 

werden. Die Bundesregierung geht davon aus, dass dies nun mit der erfolgenden 

Anhebung gelingen kann und dass zudem damit die Mehrkosten, die sich aus dem 

PpSG ergeben und weitere im Koalitionsvertrag vereinbarte Maßnahmen, wie die 
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kontinuierliche Anpassung der Sachleistungen in der Altenpflege an die Personal-

entwicklung und die Entlastung pflegender Angehöriger finanziert werden können.        

Der Paritätische geht überschlägig davon aus, dass ungeachtet der notwendigen 

Mittel für die Folgekosten der PSG I und II und der Mehrausgaben durch das PpSG 

weitere  6 – 10 Mrd. € benötigt werden, um kurzfristig bei der notwendigen Verbesse-

rung der Personalschlüssel sowie der Lohn- und Arbeitsbedingungen gleichzeitig für 

eine angemessene Begrenzung der Eigenanteile bei den betroffenen Pflegebedürfti-

gen zu sorgen. Auch die Entlastung pflegender Angehöriger muss seriös refinanziert 

werden, wenn bspw. das in dieser Legislatur versprochene Entlastungsbudget dafür 

sorgt, dass mehr Anspruchsberechtigte davon Gebrauch machen.     

 

Es ist ein Umdenken erforderlich. Die Finanzierungsgrundlagen zu reformieren und 

die Eigenanteile zu begrenzen, müssen zwangsläufig Teile eines Konzepts sein, um 

die Personalsituation und die Versorgung endlich zu verbessern. Dies deckt sich wei-

testgehend mit dem Antrag der Fraktion DIE LINKE „Pflege solidarisch finanzieren – 

Beitragssatzerhöhungen stoppen“ (BT-Drs. 19/5525). Der Paritätische Gesamtver-

band sieht in der Finanzierung der Pflege ein Schlüsselthema. Interessante Vor-

schläge beleben seit geraumer Zeit die Diskussion. Es sind Konzepte für eine echte 

Teilkaskoversicherung bis hin zur Pflege-Vollversicherung. Vermutlich sind aber auch 

zeitaufwändige Zwischenschritte notwendig, um so weitreichende Veränderungen 

umzusetzen. Daher schlägt der Paritätische kurzfristige Maßnahmen vor, um die fi-

nanzielle Belastung der Betroffenen schnell zu senken und wir möchten auf die Not-

wendige Verbreiterung der Einnahmebasis der Pflegversicherung und die Nutzung 

anderer Finanzmittel hinweisen:   

 

Pflegeversicherung muss 85 % der pflegebedingten Kosten übernehmen 

Der relative Anteil der Pflegeversicherungsleistungen an den reinen pflegebedingten 

Aufwendungen in vollstationären Einrichtungen betrug für:   

• PS 1 im Jahre 1999 = rd. 88%  und im Jahre 2013 = rd. 72%  

• PS 2 im Jahre 1999 = rd. 89 % und im Jahre 2013 = rd. 68% 
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• PS 3 im Jahre 1999 = rd. 72% und im Jahre 2013 = rd. 65%1. 

Daran ist erkennbar, wie stark der Deckungsgrad der Pflegeversicherungsleistungen 

abgenommen hat. Das Bild würde noch dramatischer ausfallen, wenn es eine deutli-

che Erhöhung von Personalschlüsseln gegeben hätte und die Löhne mit der Preis-

entwicklung Schritt gehalten hätten. Nach dem PSG II konnte kurzweilig eine Stabili-

sierung der Eigenanteile beobachtet werden. Seit 2018 steigen diese aber wieder, 

insbesondere aufgrund von zunehmender Tarifbindung. Dazu kommen die Kosten 

für Unterkunft und Verpflegung sowie Investitionskosten. Der Mittelwert der Eigenan-

teile von Pflegeheimbewohnern liegt mittlerweile deutlich über 50 % der Gesamtkos-

ten2. Wer die Mittel nicht selber aufbringen kann, muss auf Sozialhilfe im Sinne der 

Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII zurückgreifen. Auf diese subsidiären Mittel ist je-

der Sechste, der Pflege erhält, angewiesen. Pflege stellt ein Armutsrisiko dar3. Sin-

kende Alterseinkünfte werden das Risiko erheblich verstärken.  

 

Die Pflegeversicherung soll nach Auffassung des Paritätischen kurzfristig mit einer 

Sofortmaßnahme fortan 85% der Kosten für pflegebedingte Aufwände ambulant und 

stationär übernehmen, so dass die Eigenanteilsquote in allen Pflegegraden 15% be-

trägt. Je nach Einkommensstärke wird ergänzend Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII 

geleistet. Für den ambulanten Bereich bedeutet dies eine Veränderung des Leis-

tungsprinzips, weil immer Eigenanteile anfallen würden und nicht erst ab dem Zeit-

punkt, wenn die Sachleistungen ausgeschöpft werden. Bestandsschutzregelungen 

sorgen dafür, dass niemand im bestehenden System schlechter gestellt wird. 

Gleichwohl kann auch sofort von dem neuen System Gebrauch macht werden. Der 

Eigenanteil vermindert sich oder soll komplett wegfallen, wenn Angehörige weiterhin 

Pflege und Betreuung sicherstellen. Dies würde im ambulanten Bereich ein völlig 

neues Zusammenspiel aus familialer und professioneller Pflege ermöglichen, wel-

ches sich eher am Bedarf und weniger an einer fixen Geld- oder Sachleistungshöhe 

                                            
1
 Siehe Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion DIE LINKE / BT-

Drs.18/5803. 
2
 Siehe BARMER-GEK Pflegereport 2012. 

3
 Betrachtet man nur die Pflegeheimbewohner, sind dort 30 % auf Hilfe zur Pflege aus der Sozialhilfe angewie-

sen. Quelle: https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Gesundheit/Pflege/Pflege.html 
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orientiert. Das Prinzip wäre auch im vollstationären Bereich denkbar. Insgesamt wür-

den damit die Grenzen zwischen ambulant und stationär ein Stück weit aufgebro-

chen. Die Möglichkeiten der Tages- und Kurzzeitpflege sollten weiterhin in gewissem 

Umfang neben der „ambulanten“ Versorgung erhalten bleiben. Ebenso sollte es wei-

terhin möglich sein, ausschließlich Pflegegeld zu beziehen. Der Einzug eines De-

ckungsgrades von 85% wäre auch finanzierbar, wie anhand anderer Vorschläge be-

reits aufgezeigt wurde. So hat Prof. Dr. Heinz Rothgang jüngst die Beitragssatzeffek-

te und Verteilungswirkungen der Einführung einer „solidarischen Gesundheits- und 

Pflegeversicherung“ analysiert und kommt zum Ergebnis, dass es zur Reduktion der 

Beitragssätze durch Berücksichtigung aller Einkommensarten in der Beitragsbemes-

sung käme und somit eine Solidarische Pflegeversicherung auch Spielräume für 

Leistungsausweitung eröffnet4. Insgesamt kann die Begrenzung auf einen Eigenan-

teil in Höhe von 15 % als Übergangslösung verstanden werden, um einerseits 

schnell die Eigenanteile zu begrenzen und um andererseits systematisch einen voll-

ständigen Umbau der Pflegeversicherung hin zu einer echten Teil- oder Vollkasko-

versicherung auf den Weg zu bringen.   

 

Bürgerversicherung 

Die Finanzierung der Pflege ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Dem An-

spruch jeder Person auf eine seinen Bedürfnissen angepasste Pflege entspricht der 

Verpflichtung der Gesellschaft, eine solidarische, der persönlichen Leistungsfähigkeit 

entsprechende Finanzierung der Pflege sicherzustellen. Die gegenwärtige Finanzie-

rung der Pflege wird dem nicht gerecht.  

 

Die umlagefinanzierte soziale Pflegeversicherung hat sich in der Vergangenheit be-

währt. Die Beitragssatzsteigerungen der vergangenen Jahren hätten dabei erheblich 

gemindert und zum Teil vermieden werden können, wenn der Kreis der Versicherten 

                                            
4 

Siehe Rothgang: Beitragssatzeffekte und Verteilungswirkungen der Einführung einer „solidarischen Gesund-

heits- und Pflegeversicherung“, 2017. Der gleiche Autor kommt in einer weiteren Studie für die Initiative Pro 

Pflegereform zum Ergebnis, dass selbst eine Vollversicherung mit einer Erhöhung von 0,7 Prozentpunkten Bei-

tragssatz möglich wäre (Rothgang: „Alternative Ausgestaltung der Pflegeversicherung, Abbau von Sektoren-

grenzen und bedarfsgerechte Leistungsstruktur“, 2017). 
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ausgedehnt, die Beitragsbemessungsgrundlagen erweitert und die Versicherungsbei-

träge die tatsächliche Leistungsfähigkeit der Versicherten abbilden würden.  

 

Um dies zu gewährleisten, tritt der Paritätische bereits seit langem dafür ein, die Bei-

tragsbemessungsrundlage der Kranken- und Pflegeversicherung zu erweitern und 

andere Einkommensarten, etwa Kapitaleinkünfte, mit einzubeziehen. Auf diese Wei-

se wird nicht nur die tatsächliche Leistungsfähigkeit der Versicherten abgebildet, 

sondern auch die Finanzierung des Pflegerisikos auf „breitere Schultern“ verteilt und 

eine stabilere, noch weniger von zweitweise schwankenden Beitragseinnahmen aus 

Lohneinkommen gesichert. Administrativ ist das problemlos umsetzbar. Bereits heute 

werden die Beiträge freiwillig Versicherter Rentnerinnen und Rentner in der Gesetzli-

chen Krankenversicherung in ähnlicher Weise berechnet. Eine steuerliche Freistel-

lung von Einkommen würde entsprechend auch für die Beitragsbemessung in der 

Pflegeversicherung gelten. Die nicht freigestellten Einkommen sollten bis zur Bei-

tragsbemessungsgrenze mit dem halben Beitragssatz berücksichtigt werden. Lohn-

bezogenen Anteile der Pflegeversicherung sind paritätisch zu finanzieren. 

 

Die Beitragsbemessungsgrenze ist in einem ersten Schritt auf das Niveau der Bei-

tragsbemessungsgrenze in der Gesetzlichen Rentenversicherung anzuheben.  

Durch diesen Schritt würde der solidarische Charakter der sozialen Pflegeversiche-

rung zusätzlich betont. Die in Deutschland bestehende Möglichkeit, dass sich ausge-

rechnet der einkommensstärkste und häufig überdurchschnittlich gesunde Teil der 

Bevölkerung durch einen Wechsel in eine private Versicherung einem Beitrag zur 

solidarischen Finanzierung entziehen kann, ist anachronistisch und findet weltweit 

nahezu kein Pedant. Aus diesem Grund ist die Versicherungspflichtgrenze künftig 

aufzuheben und eine allgemeine Versicherungspflicht einzuführen. Rechtlich not-

wendigen Übergangsfristen und dem gebotenen Bestandsschutz sind dabei Rech-

nung zu tragen. 

 

Der vorliegende Antrag der Bundestagsfraktion DIE LINKE „Pflege solidarisch finan-

zieren – Beitragserhöhungen stoppen“ (BT-Drs. 19/5525) stimmt in wesentlichen 

Punkten mit den Forderungen des Paritätischen überein. Der Paritätische unterstützt 
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die in dem Antrag enthaltenen Forderungen hin zu einer neuen, solidarischen, leis-

tungsfähigen und gerechteren Finanzierung der Pflegeversicherung. In dem o.g. im 

Juli 2017 vorgelegten Gutachten  „Solidarische Gesundheits- und Pflegeversiche-

rung. Beitragssatzeffekte und Verteilungswirkungen der Einführung einer Solidari-

schen Gesundheits- und Pflegeversicherung“ haben Prof. Dr. Heinz Rothgang und 

Dominik Domhoff, M.A., belegt, dass die Einführung einer Bürgerversicherung in der 

Pflege nach den genannten Reformprinzipien im Jahr 2013 eine Verringerung des 

Beitragssatzes zur Pflegeversicherung im Umfang von 0,56 bzw. – bei vollständigem 

Verzicht auf die Beitragsbemessungsgrenze - 0,65 Prozentpunkte geführt hätte. Das 

Gutachten zeigte auch, dass von einer solchen Reform 80 Prozent der Bevölkerung, 

die Personen mit den geringsten Einkommen, entlastet würden, während lediglich 

das obere Fünftel in moderater Weise zusätzlich belastet würde. Auch diese Ergeb-

nisse sprechen für die vorliegenden Vorschläge für eine solidarische Finanzierung 

der Pflege. 

 

Finanzierung der Behandlungspflege in Pflegeheimen durch das SGB V 

Die Finanzierung der Behandlungspflege in stationären Einrichtungen muss endlich 

durch die Krankenkassen erfolgen. Rund 70% der Pflegebedürftigen im Heim sind 

auf Leistungen der Behandlungspflege angewiesen. Schätzungsweise wird dabei ein 

Betrag von rd. 3 Mrd. € für Behandlungspflege durch die Pflegeversicherung und die 

Heimbewohner, statt durch die Krankenversicherungen getragen5. Diese Maßnahme 

würde zu einer deutlichen Entlastung der Eigenanteile führen.  

 

Investitionskosten 

Es muss zudem eine verbindlichere Förderung oder besser noch Übernahme der 

Investitionskosten durch die Länder geben. Mit Einführung der Pflegeversicherung 

haben die Länder das Versprechen abgegeben, dass sie im Gegenzug zur Entlas-

tung bei der Sozialhilfe, die Investitionskosten der Einrichtungen finanzieren. Dieses 

Versprechen ist nicht eingehalten worden. Wird es endlich umgesetzt führt dies zu 

                                            
5
 Siehe Leopold, David: "Medizinische Behandlungspflege Erhebung des Bedarfs beim Übergang in die stationä-

re Altenpflege", Forschungsbericht des Verbandes der Katholischen Altenhilfe Deutschland (VKAD), 2017. 
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einer spürbaren finanziellen Entlastung der Betroffenen und die Länder erhalten ih-

rerseits dadurch ein Mittel zur Steuerung der Versorgungsstrukturen. 

 

Einsatz von Steuermitteln 

Der gezielte Einsatz von Steuermitteln kann aus Sicht des Paritätischen die Einnah-

men einkommensabhängiger Beitragszahlungen und somit die Finanzierung der 

Pflege sinnvoll ergänzen.  

 

Pflegevorsorgefonds 

Der Fonds verfügt mit 3,7 Mrd. € über ausreichende Mittel um für die Bewältigung 

der anstehenden Aufgaben „Übergänge“ und „Besitzstandschutz“ zu refinanzieren.  

 
Berlin, 21. November 2018  
Thorsten Mittag 
Gesundheit, Teilhabe und Dienstleistungen 
 

 

Kontakt 

Thorsten Mittag, altenhilfe@paritaet.org 
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Vorbemerkung 
 

 

Der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e. V. (bpa) bil-
det mit mehr als 10.000 aktiven Mitgliedseinrichtungen die größte Interes-
senvertretung privater Anbieter sozialer Dienstleistungen in Deutschland. 
Einrichtungen der ambulanten und (teil-) stationären Pflege, der Behinder-
tenhilfe und der Kinder- und Jugendhilfe in privater Trägerschaft sind im 
bpa organisiert. Die Mitglieder des bpa tragen die Verantwortung für rund 
305.000 Arbeitsplätze und ca. 23.000 Ausbildungsplätze. Mit rund 5.050 
Pflegediensten, die ca. 230.000 Patienten betreuen, und 4.950 stationären 
Pflegeeinrichtungen mit etwa 303.000 Plätzen vertritt der bpa mehr als je-
de dritte Pflegeeinrichtung bundesweit. Vor diesem Hintergrund nimmt der 
bpa wie folgt Stellung. 

 

  
  
I.) Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung für fünf-
tes Gesetz zur Änderung des Elften Buches Sozialge-
setzbuch ‒ Beitragssatzanpassung 

 

  
  

A) Inhalte des Gesetzentwurfs  
  
Der Beitragssatz der sozialen Pflegeversicherung wird zum 1. Januar 
2019 um 0,5 Prozentpunkte auf dann 3,05 Prozent angehoben. Die dar-
aus resultierenden Mehreinnahmen von rund 7,6 Milliarden Euro jährlich 
sollen die Sicherstellung der Finanzierung der in der vergangenen Legisla-
turperiode erfolgten und für diese Legislaturperiode geplanten Leistungs-
verbesserungen in der Pflege ermöglichen. 

 

  
  

B) Stellungnahme   
  
Die Pflegeversicherung ist ein Erfolgsmodell. Sie ermöglicht eine qualitativ 
hochwertige Versorgung zu tragbaren Kosten. In Anbetracht des demo-
graphischen Wandels, der absehbar stark steigenden Zahl pflegebedürfti-
ger Menschen, dem dramatischen Fachkräftemangel und dem weiter gro-
ßen Investitionsbedarf stehen jedoch eine Vielzahl von Herausforderun-
gen für das System bevor.  
 
Der Beitragssatz zur sozialen Pflegeversicherung soll zum 1. Januar 2019 
um 0,5 Prozentpunkte steigen. Dies soll einerseits die Leistungsauswei-
tungen der vergangenen Legislaturperiode finanzieren und andererseits 
die für die nächsten Monate und Jahre anstehenden Reformen abdecken. 
Die mit den Pflegestärkungsgesetzen I-III in den letzten Jahren einherge-
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henden Leistungsverbesserungen wurden vom bpa insgesamt begrüßt. 
Die deutlich größere Inanspruchnahme von Leistungen gegenüber der ur-
sprünglichen Schätzung der Bundesregierung spricht auch für das gute 
Leistungsangebot der Pflegeunternehmen. Gleichwohl hat der bpa zu Be-
ginn dieser Legislaturperiode deutlich davor gewarnt, immer neue Maß-
nahmen anzukündigen, ohne vorher eine Aussage darüber zu treffen, wer 
die Kosten am Ende zahlt. Es darf nicht zu einer Situation kommen, in der 
Mehrausgaben von den Pflegebedürftigen, ihren Angehörigen und den 
Pflegeeinrichtungen allein getragen werden. Beitragssatzsteigerungen zur 
sozialen Pflegeversicherung können ein sinnvolles Mittel der Finanzierung 
sein, wenngleich die Zuständigkeit der Krankenversicherung und des 
Steuerzahlers im Einzelfall geprüft werden muss. Beispielhaft sei hier auf 
Aufgaben verwiesen, die nicht originär im Bereich der Pflegeversicherung 
liegen und dennoch durch diese teilfinanziert werden: die medizinische 
Behandlungspflege sowie die Förderung von Familie, Pflege und Beruf. 
 
Die fehlende Finanzierung von Leistungen der medizinischen Behand-
lungspflege in stationären Einrichtungen durch die Krankenversicherung 
ist ein Systemfehler, der vom bpa seit vielen Jahren kritisiert wird. Bewoh-
nerinnen und Bewohner der Pflegeheime sind, wie alle anderen Versicher-
ten auch, Beitragszahler der Krankenversicherung. Bei den Leistungen 
der Krankenkasse werden sie jedoch systematisch benachteiligt, da sie 
die Kosten für die medizinische Behandlungspflege und für zahlreiche 
Hilfsmittel aus eigener Tasche zahlen müssen. Bei allen anderen Versi-
cherten übernimmt die Krankenversicherung die Finanzierung dieser Leis-
tungen. Die Bewohnerinnen und Bewohner werden damit Monat für Monat 
mit mehreren hundert Euro zusätzlich belastet. Damit werden auch die 
Entgelte der Pflegeheime bei einer gleichzeitigen finanziellen Entlastung 
der Krankenkassen verteuert. Die zusätzlichen Kosten liegen bei drei Mil-
liarden Euro jährlich. Die durch das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz 
(PpSG) eingeführte Regelung zur Finanzierung zusätzlicher Stellen, die 
insbesondere im Zusammenhang mit der medizinischen Behandlungs-
pflege stehen sollen und von der Krankenversicherung finanziert werden, 
ist zwar ein erster Schritt in die richtige Richtung, vermag mit einem Ma-
ximalvolumen von 640 Millionen Euro aber nicht die existierende Lücke zu 
schließen. 
 
Die durch das PpSG eingeführte Fördermöglichkeit von Maßnahmen zur 
besseren Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf (§ 8 Abs. 7 SGB XI) 
bedeutet Mehrausgaben von 100 Millionen Euro jährlich für die Pflegever-
sicherung. Während die Zielsetzung des Gesetzgebers Einrichtungen bei 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu unterstützen vom bpa aus-
drücklich begrüßt werden, kann jedoch durchaus in Frage gestellt werden, 
ob die Finanzierung insbesondere der Kinderbetreuung aus Mitteln der 
Pflegeversicherung erfolgen muss. Es darf nicht der Eindruck entstehen, 
dass die Kommunen aus einer ihrer zentralen Verantwortlichkeiten entlas-
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sen werden. Die Pflegeversicherung kann nicht für das fehlende Engage-
ment der Kommunen verantwortlich gemacht werden und es auch nicht 
ausgleichen. Die Forderung des Bundesrats, die verausgabten Mittel der 
Pflegeversicherung durch Steuermittel auszugleichen (siehe Drs. 376/18, 
Seite 30), ist daher folgerichtig. 
 
Auch ohne Leistungsausweitungen oder Preissteigerungen der Pflegeein-
richtungen wird die Pflege für Betroffene aber teurer. Mit Inkrafttreten des 
Pflegeberufegesetzes werden in allen Bundesländern Ausbildungsumla-
gen eingeführt, die maßgeblich durch die Pflegebedürftigen refinanziert 
werden müssen. Diese Mittel reduzieren deren Sachleistungsanspruch. 
Die Kosten der Pflegeausbildung, inklusive der gesamten Schulkosten, 
werden zukünftig aus den Umlagen zu finanzieren sein. Hinzu kommen 
deutliche Kostensteigerungen aufgrund der deutlich ausgeweiteten Per-
sonal- und Qualitätsanforderungen. Die Bundesländer werden hingegen 
von der Verpflichtung der Finanzierung der Schulen weitestgehend entlas-
tet und die entstehenden Kosten stattdessen über die Umlage anteilig den 
Pflegebedürftigen aufgebürdet. 
 
Um eine konstant steigende Belastung der pflegebedürftigen Menschen, 
ihrer Angehörigen und der Sozialhilfeträger zu vermeiden, muss eine ge-
setzliche Regelung über eine jährlich regelgebundene Dynamisierung, als 
Sofortmaßnahme zur Anpassung der Leistungen der Pflegeversicherung 
eingeführt werden. Diese kann beispielsweise an die Lohn- oder Preis-
entwicklung angeknüpft sein. Im Koalitionsvertrag wird eine kontinuierliche 
Anpassung der Sachleistungen an die Personalentwicklung angekündigt. 
Abhängig von der konkreten Ausgestaltung, stellt dies einen sinnvollen 
ersten Schritt der Dynamisierung dar. 
 
Entscheidend für die langfristige Finanzierbarkeit der Pflegeversicherung 
und den Erhalt der qualitativ hochwertigen Versorgung ist die wettbewerb-
liche Ausgestaltung. Der politisch gewollte Wettbewerb hat pflegebedürfti-
ge Menschen und Sozialhilfeträger vor ungebremsten Kostensteigerungen 
bewahrt und gleichzeitig einen Wettbewerb um gute Qualität und Innovati-
onen gefördert, den private Anbieter bestehen. Wer Markt und Wettbe-
werb in der Pflege in Frage stellt, der verschärft die Probleme weiter.  
 
Dies gilt umso mehr, als dass bis 2030 allein in stationäre Einrichtungen 
bis zu 80 Milliarden Euro investiert werden müssen. Die Länder haben 
sich aus der Förderung und Finanzierungsverantwortung längst heraus-
gezogen. Die Pflegeversicherung kann es nicht finanzieren. Ohne die In-
vestitionen der privaten Träger ist es nicht zu schaffen. Privates Kapital 
wird jedoch nur dann zur Verfügung gestellt, wenn die dafür nötigen Rah-
menbedingungen geschaffen werden, eine langfristige Planungssicherheit 
herrscht und es risikogerechte Renditemöglichkeiten gibt. 
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II. Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
Pflege solidarisch finanzieren – Beitragserhöhungen 
stoppen 

 

  
  

A) Forderungen des Antrags 
 
Die Antragsteller fordern die Bundesregierung auf einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der verschiedene Änderungen in der Finanzierungsgrundlage 
der Pflegeversicherung vornimmt. So soll die Beitragsbemessungsgrenze 
in der Pflegeversicherung zum 1. Januar 2019 aufgehoben werden. Zum 
1. Januar 2020 sollen zudem Kapitaleinkünfte in die Beitragsbemessung 
einbezogen werden. Aus Sicht der Antragsteller ist dies für eine nachhalti-
ge und gerechte Finanzierung der Pflegeversicherung notwendig. 
 
Alle bisher privat Pflegeversicherten sollen in die Soziale Pflegeversiche-
rung übergeleitet werden und so den Versichertenkreis erweitern. Dies 
soll auch eine Senkung der einrichtungseinheitlichen Eigenanteile ermög-
lichen. 
 
Darüber hinaus soll eine tarifliche Bezahlung in der Altenpflege flächende-
ckend und bundeseinheitlich ermöglicht werden.  
 
 

B) Stellungnahme 
 
Der Wunsch nach einer Begrenzung und langfristigen Senkung der ein-
richtungseinheitlichen Eigenanteile für die pflegebedürftigen Menschen ist 
nachvollziehbar. Schon mit Einführung der Pflegeversicherung war es ein 
politisches Ziel, pflegebedingte Sozialhilfeabhängigkeit zu vermeiden. 
Diesem Ziel müssen sich alle auch künftig verpflichtet zeigen. Die im An-
trag hierfür geforderte Erweiterung des Versichertenkreises kann dies je-
doch nicht ohne darüber hinaus gehende Maßnahmen bewirken.  
 
Ein kurzfristiger Beitrag zur Absenkung der Belastungen der Heimbewoh-
ner, ohne gleichzeitig gravierend in das System der Preisfindung einzu-
greifen, kann hingegen durch die Erhöhung der stationären Sachleis-
tungsbeträge der Pflegeversicherung erfolgen. Nur so kann der Anspruch, 
dass die Pflegeversicherung vor Sozialhilfeabhängigkeit schützen soll, 
auch für Heimbewohner gelebt werden. Die Leistungshöhen der Pflege-
versicherung müssen die Abhängigkeit vor pflegebedingter Sozialhilfeab-
hängigkeit wieder reduzieren. Für eine effektive und nachhaltige Senkung 
der Eigenanteile aller pflegebedürftigen Menschen, egal ob sie in der Ta-
gespflege, durch den Pflegedienst oder im Heim versorgt werden, muss 
zudem eine gesetzliche Regelung über eine jährlich regelgebundene Dy-
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namisierung zur Anpassung der Leistungen der Pflegeversicherung ana-
log der Lohn- oder Preisentwicklung eingeführt werden. 
 
Der bpa setzt sich für eine bessere Bezahlung der Pflegekräfte ein und 
hat hierfür in den vergangenen Monaten Arbeitsvertragsrichtlinien vorge-
legt, die sukzessive in den Bundesländern umgesetzt werden. Häufig ver-
weigern jedoch Pflegekassen und Sozialhilfeträger die Refinanzierung von 
Gehaltssteigerungen. Eingriffe der Politik in die Tariffreiheit sind nicht ge-
rechtfertigt. Auch ist eine bundeseinheitliche Bezahlung keinesfalls adä-
quat. Jedes Bundesland hat unterschiedliche Vergütungsregelungen, re-
gionale Besonderheiten in den Regulierungen und verschiedene Lebens-
haltungskosten. Gleiches gilt für die Besonderheiten der Versorgungsbe-
reiche. So erbringen Pflegedienste unterschiedlichste, kleinteilige Einzel-
leistungen. Diese richten sich nach den tagesabhängigen Anforderungen 
der regelmäßig wechselnden Kunden. Die Leistungen werden pauschal 
vergütet und der Kostendeckungsbeitrag ist dabei höchst unterschiedlich. 
Regelhaft fehlt ein Zeitbezug nach dem die Leistung kalkuliert und vergü-
tet wird. Der ambulante Pflegedienst hat die Leistungen der SGB V und XI 
aus einer Hand zu erbringen und alle damit verbundenen Risiken zu tra-
gen. Bei den Kostenträgern fehlt es häufig an der Bereitschaft, die Risiken 
anzuerkennen und die sogenannten „unproduktiven Zeiten“ (Übergabezei-
ten, Freihaltegeld, angemessene Wegegebühren etc.) zu refinanzieren 
und auskömmliche Leistungszeiten in den Kalkulationen zu akzeptieren. 
Dies gilt auch für die deutlich gestiegenen erforderlichen Personalrekrutie-
rungs- und Personalmanagementkosten sowie Investitionen, wie zum Bei-
spiel Betriebskindergärten, Gesundheitsförderung und andere Maßnah-
men zur Steigerung der Berufsattraktivität. Ein aufgezwungener Einheits-
tarif kann all dies nicht abbilden. 
 
Ein Blick auf den Entgeltatlas der Bundesagentur für Arbeit zeigt zudem, 
dass allein 2017 die Gehälter für Pflegefachkräfte im Schnitt um 4,7 Pro-
zent gestiegen sind. In der Gesamtwirtschaft gab es im gleichen Zeitraum 
nur einen knapp halb so großen Anstieg. Es besteht bereits eine enorme 
Dynamik in den Gehaltsstrukturen, die sich nur fortsetzen wird – ganz oh-
ne Zwangstarif.  
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I. Vorbemerkung 

 

Mit der jüngsten Reformgesetzgebung in der sozialen Pflegeversicherung wurden entscheidende 

Maßnahmen zur materiellen Besserstellung von Leistungsbeziehern und ihrer Angehörigen voll-

zogen. Der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff wurde zum 01.01.2017 eingeführt und damit der 

leistungsberechtigte Personenkreis erweitert. Zudem wurde das Leistungsniveau der sozialen 

Pflegeversicherung insgesamt verbessert. Die Leistungsbeträge wurden angehoben und die Mög-

lichkeit der Inanspruchnahme von Leistungen wurde flexibilisiert.  

 

Diese Maßnahmen wirken, die neuen Leistungen werden von den Pflegebedürftigen Menschen 

bzw. den Pflegenden auch abgerufen. Dies allerdings in einem weit höheren Umfang, als dies im 

Vorfeld der Reform kalkuliert wurde, mit entsprechenden finanziellen Folgewirkungen. 

 

Insofern ist es aus Sicht des GKV-Spitzenverbandes nachvollziehbar, dass der Gesetzgeber umge-

hend auf das sich im ersten Halbjahr abzeichnende Defizit in der sozialen Pflegeversicherung 

reagiert. Hinsichtlich der weiteren Finanzentwicklung bestehen jedoch Unsicherheiten sowohl auf 

der Einnahmen- wie auf der Ausgabenseite. So kann aktuell nicht abschließend beurteilt werden, 

ob das Ausmaß der Ausgabenwirkung der zum 1. Januar 2017 vollzogenen Pflegereform bereits 

hinreichend sichtbar geworden und damit für die Zukunft valide abschätzbar ist. Der GKV-

Spitzenverband geht aber trotz dieser Unwägbarkeiten davon aus, dass mit der geplanten Erhö-

hung des Beitragssatzes zum 01.01.2019 um 0,5 Prozentpunkte auf 3,05 Prozent Beitragssatz-

stabilität in der sozialen Pflegeversicherung bis voraussichtlich 2022 sichergestellt werden kann. 

Allerdings darf das regelmäßige Anheben des Beitragssatzes in kurzen Zeitabständen nicht zur 

Regel werden.  

 

Angesichts der hohen gesamtgesellschaftlichen Bedeutung der Altenpflege und der nicht uner-

heblichen versicherungsfremden Leistungen der Pflegekassen ist zu hinterfragen, ob eine Erhö-

hung des Beitragssatzes die einzige Option zur Finanzierung der Kostensteigerung in der sozialen 

Pflegeversicherung ist. Als versicherungsfremde oder gesamtgesellschaftliche Ausgaben sind aus 

Sicht des GKV-Spitzenverbandes u. a. die Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen 

nach § 44 SGB XI und die Zahlung des Pflegeunterstützungsgeldes bei kurzzeitiger Arbeitsverhin-

derung der Pflegenden nach § 44a SGB XI zu betrachten. Nach diesseitiger Schätzung erreichen 

die Ausgaben für versicherungsfremde Leistungen im Jahr 2018 bereits ein Volumen von mindes-

tens 2,7 Mrd. Euro. Dies entspricht rd. 0,2 Beitragssatzpunkten in der sozialen Pflegeversiche-

rung. Mit Inkrafttreten des Pflegepersonal-Stärkungsgesetzes werden weitere versicherungsfrem-

de Leistungen hinzukommen, z. B. die 40-prozentige Kofinanzierung digitaler Investitionen von 

Pflegeeinrichtungen. Aus Sicht des GKV-Spitzenverbandes stellt daher die Einführung eines Bun-

deszuschusses, wie er in der Renten- und Krankenversicherung bereits gängig ist, eine system-
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konforme Finanzierungsmöglichkeit dar. Ein Bundeszuschuss könnte zu einer ausgewogeneren 

Finanzierung der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe Pflege beitragen und die Beitragszahlerinnen 

und Beitragszahler entlasten. 

 

Zur Frage des aktuellen und perspektivischen Finanzbedarfs der sozialen Pflegeversicherung (SPV) 

nimmt der GKV-Spitzenverband im Folgenden Stellung. 
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II. Stellungnahme zum Gesetzentwurf 

Artikel 1 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)  

§ 55 Beitragssatz, Beitragsbemessungsgrenze 

 

A) Beabsichtigte Neuregelung  

Mit der Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs haben mehr Menschen die unter-

schiedlichen Leistungsverbesserungen in Anspruch genommen als erwartet.  Die Anhebung 

des Beitragssatzes zum 01.01.2019 um 0,5 Prozentpunkte soll die Finanzierung dieser Mehr-

ausgaben in der sozialen Pflegeversicherung bis zum Jahr 2022 sicherstellen. Darüber hinaus 

soll die Beitragssatzerhöhung die Umsetzung weiterer im Koalitionsvertrag vereinbarter Maß-

nahmen ermöglichen. 

 

B) Stellungnahme  

Eine Einnahmenverbesserung ist erforderlich, um den Liquiditätsengpass in der gesetzlichen 

Pflegeversicherung abzuwenden. Mit Blick auf den mittleren Zeithorizont von vier Jahren 

(2019-2022) ist der zusätzliche Finanzbedarf jedoch schwer vorherzusagen. Es bestehen Un-

sicherheiten sowohl auf der Einnahmen- wie auf der Ausgabenseite. Auf der Einnahmenseite 

wird es zunehmend fraglich, ob die seit 2011 zu beobachtende dynamische Entwicklung der 

beitragspflichtigen Einnahmen auf Basis stetig zunehmender Beschäftigung und einer dyna-

mischen Lohnentwicklung für die weiteren Jahre unterstellt werden kann. Auf der Ausgaben-

seite besteht die Unsicherheit, ob das Ausmaß der Ausgabenwirkung der zum 1. Januar 2017 

vollzogenen Pflegereform bereits hinreichend sichtbar geworden und damit für die Zukunft 

valide abschätzbar ist. Trotz dieser Unwägbarkeiten geht der GKV-Spitzenverband davon aus, 

dass die Ausgaben der Pflegekassen von derzeit 38,5 Mrd. Euro (2017) auf ein Niveau von 49 

bis 51 Mrd. Euro im Jahr 2022 steigen werden. Damit gelangt der GKV-Spitzenverband zu der 

Einschätzung, dass die Beitragssatzerhöhung um 0,5 Beitragssatzpunkte voraussichtlich die 

notwendige Liquidität sicherstellt, um die verstärkte Inanspruchnahme der Leistungen der 

Pflegeversicherung und die Regelungen des Pflegepersonal-Stärkungsgesetzes für die lau-

fende Legislaturperiode zu finanzieren.  

Zur Stabilisierung der Pflegeversicherung ist die Beitragssatzsteigerung nicht als alleinige Lö-

sung zu betrachten. Um die fast ausschließlich beitragsfinanzierte soziale Pflegeversicherung 

langfristig zu stabilisieren, bedarf es auch eines Bundeszuschusses aus Steuermitteln.  

 

C) Änderungsvorschlag  

keiner 



 

 

 

  

Stellungnahme 

des GKV-Spitzenverbandes 

vom 22.11.2018 
 

zum Antrag der Fraktion DIE LINKE  

„Pflege solidarisch finanzieren – 

Beitragserhöhungen stoppen“  
(Drucksache. 19/5525) vom 06.11.2018 

 

GKV-Spitzenverband 

Reinhardtstraße 28, 10117 Berlin 

Telefon 030 206288-0 

Fax 030 206288-88 

politik@gkv-spitzenverband.de 

www.gkv-spitzenverband.de 

 

 
 

 

Ausschussdrucksache 

 

19(14)0046(8.2)

22.11.2018

gel. VB zur öAnh am 26.11.2018 -
5-SGB XI-Änderungsesetz

Deutscher Bundestag

Ausschuss f. Gesundheit



Stellungnahme des GKV-Spitzenverbandes vom 22.11.2018 zum Antrag der Fraktion DIE LINKE 

„Pflege solidarisch finanzieren – Beitragserhöhungen stoppen“  
(Drucksache 19/5525) vom 06.11.2018 

Seite 2 von 5 

Inhaltsverzeichnis 

I. Vorbemerkung ........................................................................................... 3 

II. Stellungnahme zum Antrag ......................................................................... 4 

 

  



Stellungnahme des GKV-Spitzenverbandes vom 22.11.2018 zum Antrag der Fraktion DIE LINKE 

„Pflege solidarisch finanzieren – Beitragserhöhungen stoppen“  
(Drucksache 19/5525) vom 06.11.2018 

Seite 3 von 5 

I. Vorbemerkung 

 

Die Fraktion DIE LINKE fordert mit ihrem Antrag „Pflege solidarisch finanzieren - Beitragserhö-

hungen stoppen“, Drucksache 19/5526, die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf vorzule-

gen, der eine grundlegende Neukonstruktion der Finanzierungslogik der Sozialen Pflegeversiche-

rung (SPV) vorsieht. Dadurch sollen pflegebedürftige Menschen und ihre Angehörigen vor dro-

henden weiteren Beitragssteigerungen, Leistungsbeschränkungen und zusätzlichen Eigenbelas-

tungen geschützt werden.  

 

Die Fraktion DIE LINKE fordert im Einzelnen: 

 

1. Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze in der Pflegeversicherung zum 1.01.2019; 

2. Einbezug der Kapitaleinkünfte in die Beitragsbemessung zum 1.1.2020; 

3. Flächendeckend und bundeseinheitlich Sicherung der tariflichen Bezahlung in der Al-

tenpflege und Senkung der einrichtungseinheitlichen Eigenanteile durch Erweiterung 

des Versichertenkreises in der SPV. Einbezug aller bisher privat Pflegeversicherten in die 

SPV noch in dieser Wahlperiode.  
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II. Stellungnahme zum Antrag 

 

In den letzten Jahren wurden in der sozialen Pflegeversicherung durch verschiedene, ineinander 

greifende und aufeinander aufbauende Reformen und Maßnahmen entscheidende Verbesserun-

gen der Situation von Pflegebedürftigen, Angehörigen und Pflegenden vollzogen: 

 

- Der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff wurde zum 01.01.2017 eingeführt und damit der 

leistungsberechtigte Personenkreis erweitert. Zusätzlich wurde das Leistungsniveau der 

sozialen Pflegeversicherung insgesamt verbessert. Die Leistungsbeträge wurden angeho-

ben und die Möglichkeit der Inanspruchnahme von Leistungen wurde flexibilisiert. Diese 

Maßnahmen sind bei den Betroffenen angekommen und wurden in weit stärkerem Maße 

abgerufen als erwartet. Auf die finanziellen Folgewirkungen dieser Entwicklung hat der 

Gesetzgeber entsprechend reagiert. Hinsichtlich der weiteren Finanzentwicklung beste-

hen jedoch Unsicherheiten sowohl auf der Einnahmen- wie auf der Ausgabenseite. So 

kann aktuell nicht abschließend beurteilt werden, ob das Ausmaß der Ausgabenwirkung 

der zum 1. Januar 2017 vollzogenen Pflegereform bereits hinreichend sichtbar geworden 

und damit für die Zukunft valide abschätzbar ist. Der GKV-Spitzenverband geht trotz 

dieser Unwägbarkeiten davon aus, dass mit der geplanten Erhöhung des Beitragssatzes 

zum 01.01.2019 um 0,5 Prozentpunkte auf 3,05 Prozent Beitragssatzstabilität in der so-

zialen Pflegeversicherung bis voraussichtlich 2022 sichergestellt werden kann. Allerdings 

darf das regelmäßige Anheben des Beitragssatzes in kurzen Zeitabständen nicht zur Re-

gel werden. So ist der GKV-Spitzenverband der Ansicht, dass aufgrund der nicht uner-

heblichen versicherungsfremden Leistungen der Pflegekassen die Einführung eines Bun-

deszuschusses gerechtfertigt ist.  

 

- Als versicherungsfremde oder auch gesamtgesellschaftliche Aufgaben sind aus Sicht des 

GKV-Spitzenverbandes u. a. die Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen 

nach § 44 SGB XI und die Zahlung des Pflegeunterstützungsgeldes bei kurzzeitiger Ar-

beitsverhinderung der Pflegenden nach § 44a SGB XI. Nach diesseitiger Schätzung errei-

chen die Ausgaben für versicherungsfremde Leistungen im Jahr 2018 bereits ein Volu-

men von mindestens 2,7 Mrd. Euro. Dies entspricht rd. 0,2 Beitragssatzpunkten in der 

sozialen Pflegeversicherung. Mit Inkrafttreten des Pflegepersonal-Stärkungsgesetzes 

werden weitere versicherungsfremde Leistungen hinzukommen, z. B. die 40-prozentige 

Kofinanzierung digitaler Investitionen von Pflegeeinrichtungen. Mit der Forderung nach 

einem Bundeszuschuss für versicherungsfremde Leistungen in der sozialen Pflegeversi-
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cherung wird letztlich nur die Gleichstellung der Pflegeversicherung mit den übrigen So-

zialversicherungszweigen eingefordert. 

  

- In einem nächsten Schritt hat sich der Gesetzgeber der Situation der Pflegenden gewid-

met. Im Rahmen des Sofortprogramms Pflege wurde eine Konzertierte Aktion Pflege ein-

gerichtet, die - mit Schwerpunkt auf der Altenpflege – die eine Verbesserung des Ar-

beitsalltags und der Arbeitsbedingungen von beruflich Pflegenden zum Ziel hat. Derzeit 

werden in verschiedenen Arbeitsgruppen mit relevanten Akteuren konkrete Maßnahmen 

und Empfehlungen erarbeitet, um Arbeitsbedingungen und Verdienstmöglichkeiten für 

Fach- und Helferkräfte zu verbessern. Auch Maßnahmen zur flächendeckenden Entloh-

nung in der Altenpflege nach Tarif werden diskutiert. 

 

- Mit dem Pflegepersonal-Stärkungsgesetz wurde ein Bündel an Maßnahmen vorgelegt, um 

dem Fachkräftemangel in der Pflege insgesamt entgegenzuwirken. Für die Altenhilfe sieht 

das Gesetz Entlastung unter anderem durch Schaffung von 13.000 neuen Stellen vor. Für 

pflegende Angehörige wird der Zugang zu medizinischen Rehabilitationsleistungen er-

leichtert. Der GKV-Spitzenverband begrüßt die angestrebte Schaffung von zusätzlichen 

13.000 Pflegepersonalstellen in vollstationären Pflegeeinrichtungen als guten ersten 

Schritt zur Verbesserung der Versorgungsqualität in der Altenpflege. Die Querfinanzie-

rung dieses zusätzlichen Pflegepersonals aus Mitteln der gesetzlichen Krankenversiche-

rung und die dabei vorgesehene Systematik des pauschalen Abzugs von Beitragsmitteln 

der GKV werden seitens des GKV-Spitzenverbandes abgelehnt. 

 

Zu grundlegenden Überlegungen, die auf strukturelle Veränderungen der Finanzierungslogik der 

sozialen Pflegeversicherung abzielen, wie sie die Fraktion DIE LINKE fordert, positioniert sich der 

GKV-Spitzenverband derzeit nicht. 
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Stellungnahme 
der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) 

 
zum Gesetzentwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elf-

ten Buches Sozialgesetzbuch – Beitragssatzanpassung  
(BT-Drs. 19/5464) 

sowie zum Antrag der Fraktion DIE LINKE „Pflege solidarisch finan-
zieren – Beitragssatzerhöhungen stoppen“  

(BT-Drs. 19/5525) 
 
 
 

Mit dem Entwurf eines Beitragssatzanpassungsgesetzes soll der Beitragssatz der 
sozialen Pflegeversicherung zum 1. Januar 2019 um 0,5 Prozentpunkte auf insge-
samt 3,05 Prozentpunkte angehoben werden. Die in der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) kooperierenden Spitzenverbände halten die 
Erhöhung des Beitragssatzes, mit der die Einnahmebasis der sozialen Pflegeversi-
cherung um rund 7,6 Mrd. Euro jährlich erhöht wird, für dringend erforderlich. Dieses 
Finanzvolumen ist notwendig, um die Mehrausgaben zu finanzieren, die sich aus der 
Erweiterung des leistungsberechtigten Personenkreises infolge der Einführung des 
Neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs mit dem Zweiten Pflege-Stärkungsgesetz ergeben 
haben. Durch den Anstieg der Anzahl der Leistungsempfänger/innen von jährlich 
zwischen 130.000 bis 160.000 Personen und eine veränderte Inanspruchnahme von 
Leistungen ist in der Pflegeversicherung ein Defizit von ca. 3,5 Mrd. Euro entstanden, 
das unverzüglich kompensiert werden muss.  
 
Der Anstieg der Zahl der Leistungsempfänger/innen ist allerdings nicht erst seit der 
Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs  zu verzeichnen: Bereits seit 2008 
sind die Leistungsausgaben vor allem im ambulanten Bereich kontinuierlich ange-
stiegen. Dieser Effekt ist auf die demographische Entwicklung zurückzuführen. Die 
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege setzen sich deshalb schon seit langem 
dafür ein, dass einer guten Versorgung pflegebedürftiger Menschen in einer älter 
werdenden Gesellschaft ein hoher Stellenwert beigemessen wird. Dazu gehört ein 
auskömmliches  Finanzierungsvolumen.   
 
Mit dem Beitragssatzanpassungsgesetz sollen nicht nur entstandene Defizite in der 
Pflegeversicherung ausgeglichen, sondern auch die Kosten für im Koalitionsvertrag 
vereinbarte Maßnahmen auf eine sichere finanzielle Grundlage gestellt werden. Nach 
Einschätzung der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege reicht die Anhebung 
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des Beitragssatzes um 0,5 Prozentpunkte nicht aus, um die notwendigen Verbesse-
rungen gegenfinanzieren zu können. Wir begrüßen nachdrücklich, dass die Regie-
rungskoalition eine kontinuierliche Anpassung der Sachleistungsbeträge, die wir für 
kurzfristig notwendig erachten, sowie weitere Entlastungen pflegender Angehöriger 
in Aussicht gestellt hat. Schon in den beiden vergangenen Legislaturperioden haben 
wir uns für die Einführung eines sog. „Entlastungsbudgets“ für pflegebedürftige Men-
schen und ihre An- und Zugehörigen eingesetzt, wie dies im Koalitionsvertrag nun 
vorgesehen ist. Ein solches Entlastungsbudget soll nach Auffassung der Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege Entlastungsleistungen wie Kurzzeitpflege, Ver-
hinderungspflege, die Unterstützungsangebote im Alltag und perspektivisch auch die 
Tagespflege zusammenfassen, sodass die einzelnen Leistungen flexibler und indivi-
duell passgenau abgerufen werden können. Laut Koalitionsvertrag soll auch die soli-
täre Kurzzeitpflege auf- und ausgebaut werden, wofür sich die Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege ebenfalls einsetzen. Auch die Möglichkeit des Flexirenten-
gesetzes für pflegende Angehörige, ihre Vollrente auf eine Teilrente zu reduzieren, 
um zusätzliche Rentenpunkte durch die Pflege ihrer Angehörigen zu erwerben,  was 
wir nachdrücklich unterstützen, entfaltet eine Kostenrelevanz. 
 
Des Weiteren wurden durch das Pflege-Personalstärkungsgesetz (PpSG) viele Maß-
nahmen eingeführt, welche die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege nach-
drücklich begrüßen, deren Kosten jedoch zu refinanzieren sind: So betragen die 
Leistungsausgaben in Folge des PpSG im Jahr 2019 rund 240 Mio. Euro, im Jahr 
2020 rund 260 Mio. Euro, 2021 rund 250 Mio. Euro und 2022 rund 150 Mio. Euro. 
 
Addiert man die Leistungsausgaben, die bereits entstanden sind und die Kosten, die 
perspektivisch durch die Umsetzung des Koalitionsvertrags entstehen werden, wird 
deutlich, dass das Finanzvolumen von 7,6 Mrd. Euro, das durch die Beitragssatzer-
höhung entsteht, schon bald vollständig ausgeschöpft sein wird. Der Beitragssatz 
kann laut Gesetzentwurf durch die Erhöhung nur bis zum Jahr 2022 stabil gehalten 
werden. Bereits in der letzten Legislaturperiode musste der Beitragssatz um 0,5 Pro-
zentpunkte angehoben werden, um die Leistungen zu finanzieren. Gleichzeitig fehlt 
ein Gesamtkonzept für die Finanzierung der Pflege und der Pflegeversicherung in 
einer älter werdenden Gesellschaft. Die Beitragssatzsteigerungen gehen gegenwär-
tig allein zu Lasten der Arbeitskosten.  
 
Leistungsverbesserungen und eine bessere Personalausstattung in der Pflege inklu-
sive der Anwendung einer flächendeckenden tariflichen Entlohnung erfordern eine 
nachhaltige Sicherung der Finanzierungsbasis der Pflegeversicherung. Aus Sicht der 
der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege muss die Einnahmebasis in der 
Pflegeversicherung verbreitert werden.  
 
Ein solches Konzept sollte folgende Elemente beinhalten: 
 

• Eine solidarische und paritätische Finanzierung: Dazu soll die Beitragsbemes-
sungsgrenze bis auf das Niveau der Beitragsbemessungsgrenze in der Ren-
tenversicherung angehoben werden.  

• Ein einheitliches Versicherungssystem mit risikounabhängiger Kalkulation der 
Beiträge bzw. Prämien und einheitlichen Rahmenbedingungen für alle Anbie-
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ter. Wie von der LINKEN gefordert, sollen somit alle Bürgerinnen und Bürger 
in Deutschland das Recht haben, zu den Bedingungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung versichert zu werden.  

• Erweiterung der Einnahmebasis der gesetzlichen Pflegeversicherung durch 
Ausweitung der Beitragsbemessung auf über das Arbeitseinkommen hinaus-
gehende Einkommensarten auf der Grundlage des steuerlichen Einkommens-
begriffs.  

• Die Refinanzierung der Kosten der medizinischen Behandlungspflege in voll-
stationären Pflegeeinrichtungen aus dem SGB V: Ein erster Schritt hierzu ist 
im PpSG erfolgt, indem die Kosten für die 13.000 zusätzlichen Stellen in voll-
stationären Pflegeeinrichtungen in Höhe von 640 Mio. Euro im Zusammen-
hang mit der medizinischen Behandlungspflege aus dem SGB V refinanziert 
werden. Die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege fordern den Ge-
setzgeber auf, die medizinische Behandlungspflege, deren Kosten nach un-
terschiedlichen Quellen auf ca. 3 Mrd. Euro geschätzt werden, noch in dieser 
Legislaturperiode vollumfänglich aus dem SGB V zu refinanzieren.  

 
Die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege setzen sich zudem dafür ein, dass 
kurzfristig eine jährliche, an Kriterien der Kostenentwicklung orientierte Leistungsan-
passung durchgeführt wird, um einen weiteren Realwertverlust der Leistungen zu 
vermeiden. Nur auf diese Art und Weise ist gewährleistet, dass die Sozialhilfeabhän-
gigkeit pflegebedürftiger Menschen nicht weiter zunimmt.  
 
Der Anteil der Sozialhilfeempfänger/innen an den Leistungsempfänger/innen, der 
sich in den Anfangsjahren der Pflegeversicherung nahezu halbiert hatte, ist seit 1999 
wieder gestiegen. Er beläuft sich – mit Schwankungen – seit 10 Jahren auf ca. 30 
Prozent im stationären Bereich und auf unter 5 Prozent im ambulanten Bereich, mit 
zuletzt leicht sinkenden Tendenzen.  
 
Ein wesentliches Ziel einer nachhaltigen Finanzierung der Pflegeversicherung muss 
es somit sein, die Eigenbeteiligung der pflegebedürftigen Menschen zu verringern. 
Dies fordert auch die LINKE in ihrem Antrag. Steigende Eigenanteile sind insbeson-
dere im stationären Bereich ein Problem: Obwohl die Eigenanteile in den vollstationä-
ren Einrichtungen nach Einführung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des 
einrichtungseinheitlichen Eigenanteils zunächst stabil waren bzw. in den ehemaligen 
Pflegestufen 2 und 3 sogar gesunken sind, ist seit dem 1.1.2018 in allen Bundeslän-
dern ein Anstieg zu beobachten. Der einrichtungseinheitliche Eigenanteil liegt im 
bundesweiten Durchschnitt bei 593 Euro (vgl. vdek-Basisdaten des Gesundheitswe-
sens 2017/18, S. 51). Dabei ist darauf hinzuweisen, dass der Eigenanteil für die pfle-
gebedingten Aufwendungen für Pflegebedürftige des Pflegegrad (PG) 1, die nicht 
dem einheitlichen Eigenanteil unterliegen, mit 918 Euro überdurchschnittlich hoch 
liegt, auch wenn diese Gruppe relativ klein ist (7,4 Prozent aller stationär Begutachte-
ten des MDS im 1. Quartal 2017, 1,9% im 1. Quartal 2018). Des Weiteren ist darauf 
hinzuweisen, dass die Pflegebedürftigen des PG 2 im Vergleich zu ihrer Leistung aus 
der Pflegeversicherung in Höhe von 770 Euro einen hohen Eigenanteil für die pfle-
gebedingten Aufwendungen zu entrichten haben. Hauptgrund für den Anstieg des 
Eigenanteils für die pflegebedingten Aufwendungen, insbesondere in 2018, dürften 
Tarifsteigerungen sein. Die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege setzen sich 
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für eine gute Bezahlung auf tariflicher Grundlage ein und begrüßen und unterstützen 
diese Entwicklung daher nachdrücklich. Auch die Regierungskoalition hat sich zum 
Ziel gesetzt, die Tarifbindung in der Pflege zu forcieren. Gegenwärtig werden dazu 
Vorschläge u.a. in der Konzertierten Aktion Pflege erarbeitet. Tarifsteigerungen in der 
Altenpflege dürfen aber – ebenso wenig wie im Krankenhaus – nicht zu Lasten der 
Leistungsempfänger gehen.  
 
Ein weiteres Ziel muss eine bedarfsgerechte Personalbemessung auf der Grundlage 
der Ergebnisse des Projektes zur Personalbemessung nach § 113c SGB XI sein, die 
bis Mitte 2020 zu erproben sind. Auch hier ist Sorge zu tragen, dass eine bessere 
Personalausstattung in den Pflegeeinrichtungen nicht zu Lasten der pflegebedürfti-
gen Menschen geht und dass die erhobenen Personalbemessungswerte Verbind-
lichkeit erhalten. 
 
Einen wesentlichen Beitrag zu der vergleichsweise hohen Quote von Sozialhilfeemp-
fänger/innen im stationären Bereich dürften auch die (nicht refinanzierten) Investiti-
onskosten geleistet haben. Der Anteil der Investitionskosten an der Gesamteigenbe-
lastung der Versicherten in stationären Einrichtungen belief sich im bundesweiten 
Durchschnitt zum 1.1.2018 auf 463 Euro (vgl. vdek-Basisdaten des Gesundheitswe-
sens 2017/18, S. 51), mit erheblichen Schwankungen zwischen den Bundesländern. 
Dieser Anteil ließe sich reduzieren, wenn die Bundesländer ihrer Verpflichtung zur 
finanziellen Förderung der Investitionskosten gemäß § 9 SGB XI nachkommen wür-
den. Nur sechs Bundesländer fördern die Investitionskosten in der vollstationären 
Pflege (BT-Drs. 19/1572, S. 5).  
 
Perspektivisch muss das Pflegeversicherungssystem vom heutigen Teilleistungssys-
tem so weiterentwickelt werden, dass die Versicherten eine bedarfsgerechte Versor-
gung erhalten und ihre selbst zu tragenden Kosten auf einer transparenten und 
verlässlichen Basis begrenzt werden. 
 
 
 
Berlin, 22.11.2018 
 
 
Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege e. V. 
 
Dr. Gerhard Timm 
Geschäftsführer 
 
 
Kontakt: 
Dr. Elisabeth Fix (elisabeth.fix@caritas.de) 
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Als Dachverband von 117 Bundesverbänden der Selbsthilfe chronisch kranker und 

behinderter Menschen und deren Angehörigen sowie von 13 Landesarbeitsgemein-

schaften begrüßt die BAG SELBSTHILFE die Anpassung des Beitragssatzes als 

sachgerecht, um die eingetretenen und zu erwartenden Kostensteigerungen durch 

verschiedene notwendige Gesetze und Gesetzesvorhaben aufzufangen.  

Gleichzeitig fordert sie jedoch, dass die Investitionskosten für Pflegeheime – vor 

weiteren erwartbaren Beitragserhöhungen – als Teil der Daseinsfürsorge steuerfi-

nanziert und nicht – wie bisher – im Wesentlichen den Beitragszahlern aufgebürdet 

werden, weder in Form der Erhöhung der Beiträge noch in Form von Erhöhungen 

bei den Eigenanteilen. So umfasst die Daseinsvorsorge nach herrschender Meinung 

die Sicherung des öffentlichen Zugangs zu existentiellen Gütern und Leistungen 

entsprechend der Bedürfnisse der Bürger, orientiert an definierten qualitativen 

Standards und zu sozial verträglichen Preisen.1 (..) In einen allgemeinen Kanon die-

ser existentiellen Leistungen gehören Energieversorgung, Post, Telekommunikation, 

Verkehr, Wohnungswirtschaft, Wasserversorgung, Abwasser- und Müllentsorgung, 

Bildung, Gesundheit und öffentliche Sicherheit.2 Der Bau von Pflegeheimen gehört 

insoweit aus der Sicht der BAG SELBSTHILFE ebenso zur steuerfinanzierenden Da-

seinsvorsorge wie der Bau von Straßen oder sonstiger Infrastruktur. Derzeit werden 

die Kosten für die Unterhaltung der Gebäude, Miete und Finanzierungskosten über-

wiegend von den Bewohnern getragen, die Kosten differieren dabei zwischen 8, 54 

€ pro Tag pro Bewohner in Sachsen- Anhalt bis hin zu 17, 46 € in NRW.3  Nur in Ein-

zelfällen übernehmen derzeit die Länder die Kosten für die Investitionen, vielmehr 

sind die öffentlichen Förderungen in den letzten Jahren sogar zurückgegangen4. 

Insoweit tragen die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen derzeit die Investiti-

onskosten der Pflegeheime weitgehend selbst, obwohl diese aus der Sicht der BAG 

SELBSTHILFE als Teil der Daseinsfürsorge aus Steuermitteln zu finanzieren wären. 

Dabei umfassen die Investitionskosten nach der klaren gesetzlichen Regelung des § 

82 Abs. 2 SGB XI nicht die Kosten für Unterkunft und Verpflegung i.S.d. § 82 Abs. 

1 Nr. 2 SGB XI. Diese Kosten müssen die Betroffenen jeweils noch zusätzlich bezah-

1 Gablers Wirtschaftslexikon, Daseinsvorsorge, zit: 
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/daseinsvorsorge-28469 
2 Gablers Wirtschaftslexikon, a.a.O. 
3 BIVA, zit nach: https://www.biva.de/beratungsdienst/investitionskosten/ 
4 BIVA, zit nach: https://www.biva.de/beratungsdienst/investitionskosten/ 
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len. Die notwendige Steuerfinanzierung dieser Investitionskosten sollte aus der 

Sicht der BAG SELBSTHILFE durch den Bund erfolgen; dieses wäre insbesondere we-

gen des Sachzusammenhanges mit den Angelegenheiten der Pflegeversicherung und 

den Erfahrungen mit der unzureichenden Übernahme der Investitionskosten durch 

die Länder im Bereich der Krankenhausversorgung wünschenswert. 

Aus der Sicht der BAG SELBSTHILFE sollte jedoch – wie auch im Antrag der Fraktion 

DIE LINKE gefordert - darüber hinaus perspektivisch eine Neuordnung der sozialen 

Sicherungssysteme vorgenommen werden; die Pflegeversicherung sollte zu einer 

Vollversicherung, evtl. auch mit Eigenbeteiligung je nach Leistungsfähigkeit  

oder festem überschaubaren Eigenanteil, umgebaut werden. 

Insbesondere sind Maßnahmen gegen steigende Eigenanteile notwendig bzw. ge-

gen die teilweise ebenfalls erhöhten Kosten für Unterkunft und Verpflegung. Im 

Ergebnis führen derartige Erhöhungen auch dazu, dass immer mehr Menschen im 

Alter auf Sozialhilfe angewiesen sind und verlagern so die Kosten in die Hilfe zur 

Pflege oder auf die Kinder der Pflegebedürftigen. Derzeit können sich die Menschen 

kaum auf die kommenden Kosten im Alter vorbereiten, da die Eigenanteile unter-

schiedlich hoch sind (Berlin: 872,50 €; Thüringen: 237, 19 €) und zudem die weite-

ren Unterkunfts- und Verpflegungskosten sowie die Investitionskosten (s.o.) erheb-

lich differieren. Menschen eine Vorsorge aufzuerlegen, die für sie nicht berechen-

bar oder abschätzbar ist, verunsichert diese und führt insgesamt zu einem Vertrau-

ensverlust in das gesundheitliche System. Auch bzgl. der Kosten für Unterkunft 

und Verpflegung, deren Erhöhungen nicht immer nachzuvollziehen waren, wäre 

ein Kontrollsystem zu entwickeln, da die Betroffenen und ihre Angehörigen die 

Berechnungen kaum überprüfen bzw. sich nur wenig dagegen wehren. 

Berlin, 21. November 2018 

Ansprechpartnerin: 

Dr. Siiri Doka 

Tel. 0211/ 31 006-56 

E-Mail: siiri.doka@bag-selbsthilfe.de
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Die ŵit deŵ GesetzeŶtǁurf für die Soziale PflegeǀersiĐheruŶg ǀorgeseheŶe Bei-
tragssatzaŶheďuŶg uŵ Ϭ,ϱ ProzeŶtpuŶkte hat zuŵ )iel, deŶ Beitragssatz ďis zuŵ 
EŶde der laufeŶdeŶ Legislaturperiode ďzǁ. ďis zuŵ Jahr ϮϬϮϮ staďil zu halteŶ soǁie 
fiŶaŶzielle Spielräuŵe zu sĐhaffeŶ, uŵ ǁeitere iŵ KoalitioŶsǀertrag ǀereiŶďarte 
MaßŶahŵeŶ zur ErhöhuŶg ǀoŶ LeistuŶgeŶ uŶd zur VerďesseruŶg der persoŶelleŶ 
PflegesituatioŶ uŵzusetzeŶ. 

Iŵ ǀergaŶgeŶeŶ Jahr siŶd die LeistuŶgsausgaďeŶ der SozialeŶ PflegeǀersiĐheruŶg 
außerordeŶtliĐh stark gestiegeŶ ;uŵ kŶapp Ϯϲ %Ϳ uŶd führteŶ zu eiŶeŵ ŶegatiǀeŶ 
FiŶaŶzieruŶgssaldo iŶ Höhe ǀoŶ rd. Ϯ,ϰ Mrd. Euro. Daďei stiegeŶ die AusgaďeŶ für 
aŵďulaŶte LeistuŶgeŶ ŵit +ϯϭ,ϯ % ;+ϱ Mrd. EuroͿ deutliĐh stärker als die AusgaďeŶ 
für statioŶäre LeistuŶgeŶ ŵit +ϭϴ,ϯ % ;+Ϯ,ϯ Mrd. EuroͿ. Die stärksteŶ AusgaďeŶzu-
ǁäĐhse gaď es ďei GeldleistuŶgeŶ uŶd der sozialeŶ SiĐheruŶg ǀoŶ PflegepersoŶeŶ. 
EiŶe UrsaĐhe des AusgaďeŶaŶstiegs ǁar die üďerdurĐhsĐhŶittliĐh starke ErhöhuŶg 
der AŶzahl der LeistuŶgseŵpfäŶger uŵ ϭϭ,ϳ % ;ďzǁ. kŶapp ϯϰϲ Tsd. zuŵ Jahres-
eŶdeͿ. Daďei ǀerteilteŶ siĐh die )uǁäĐhse der )ahl der LeistuŶgseŵpfäŶger asǇŵ-
ŵetrisĐh zuguŶsteŶ der höhereŶ Pflegegrade, iŶsďesoŶdere ďei deŶ statioŶäreŶ 
LeistuŶgeŶ. Die Pro-Kopf-AusgaďeŶ siŶd daher für statioŶäre LeistuŶgeŶ stärker 
gestiegeŶ als für aŵďulaŶte. 

Auf Basis ǀorliegeŶder IŶforŵatioŶeŶ zur ďisherigeŶ EŶtǁiĐkluŶg der FiŶaŶzsitua-
tioŶ iŵ laufeŶdeŶ Jahr zeiĐhŶet siĐh eiŶ FiŶaŶzieruŶgsdefizit ǀoŶ rd. ϯ Mrd. Euro 
für das Jahr ϮϬϭϴ aď. Auf Basis der ǀoŵ BVA-SĐhätzerkreis für dieses Jahr erǁarte-
teŶ Höhe der ďeitragspfliĐhtigeŶ EiŶŶahŵeŶ ist ŵit MehreiŶŶahŵeŶ ǀoŶ kŶapp 
ϭ,ϱ Mrd. Euro zu reĐhŶeŶ. EiŶ ϯ-Mrd.-Defizit ergäďe siĐh daŶŶ ďei MehrausgaďeŶ 
ǀoŶ kŶapp Ϯ,ϭ Mrd. Euro. JeŶseits eiŶes treŶdŵäßigeŶ deŵographieďediŶgteŶ 
AusgaďeŶaŶstiegs ďleiďeŶ daǀoŶ etǁa Ϭ,ϴ Mrd. Euro, die siĐh auf AusgaďeŶǁir-
kuŶgeŶ des zǁeiteŶ PflegestärkuŶgsgesetzes ;PSG IIͿ – üďer die UŵstelluŶgsef-
fekte iŵ Jahr ϮϬϭϳ hiŶaus – zurüĐkführeŶ lasseŶ. Hierzu dürfte zuŵ eiŶeŶ eiŶe 
ǁeitere VersĐhieďuŶg zuguŶsteŶ höherer Pflegegrade zähleŶ, ǁorauf erste Ergeď-
Ŷisse der PflegeďegutaĐhtuŶgeŶ aus deŵ laufeŶdeŶ Jahr hiŶǁeiseŶ. Darüďer hiŶ-
aus dürfteŶ eiŶige LeistuŶgsǀerďesseruŶgeŶ des PSG II, uŶaďhäŶgig ǀoŶ der Uŵ-
stelluŶg auf die ŶeueŶ PflegestufeŶ, zu fortgesetzteŶ AusgaďeŶzuǁäĐhseŶ führeŶ. 
Hierzu zähleŶ ǀor alleŵ die soziale SiĐheruŶg ǀoŶ PflegepersoŶeŶ uŶd zusätzliĐhe 
aŵďulaŶte BetreuuŶgs-/EŶtlastuŶgsleistuŶgeŶ, die ďereits iŵ letzteŶ Jahr prozeŶ-
tual üďerdurĐhsĐhŶittliĐh stark zuŶahŵeŶ. SĐhließliĐh deuteŶ die ersteŶ DateŶ zu 
deŶ PflegeďegutaĐhtuŶgeŶ für ϮϬϭϴ darauf hiŶ, dass die )ahl der LeistuŶgsďezie-
her ǁeiterhiŶ stärker steigt als iŶ der VergaŶgeŶheit.  

Für das Jahr ϮϬϭϵ ergeďeŶ uŶsere SĐhätzuŶgeŶ – auf GruŶdlage der zu erǁarteŶ-
deŶ Höhe der ďeitragspfliĐhtigeŶ EiŶŶahŵeŶ uŶd eiŶes uŵ Ϭ,ϱ ProzeŶtpuŶkte er-
höhteŶ Beitragssatzes – MehreiŶŶahŵeŶ ǀoŶ rd. ϴ,ϴ Mrd. Euro. Setzt ŵaŶ ďei deŶ 
AusgaďeŶ zuŶäĐhst Ŷur eiŶeŶ treŶdŵäßigeŶ deŵographieďediŶgteŶ )uǁaĐhs ǀoŶ 
rd. ϭ,Ϯ Mrd. Euro, MehrausgaďeŶ iŶfolge des PflegepersoŶalstärkuŶgsgesetzes für 
die Soziale PflegeǀersiĐheruŶg ǀoŶ rd. Ϯϳϱ Mio. Euro soǁie geriŶgfügige Mehraus-
gaďeŶ für deŶ PflegeǀorsorgefoŶds aŶ, ergäďe siĐh – ŶaĐh zǁei JahreŶ ŵit eiŶeŵ 
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FiŶaŶzieruŶgsdefizit – eiŶ EiŶŶahŵeüďersĐhuss iŶ Höhe ǀoŶ ϰ,ϯ Mrd. Euro. Hier-
ǀoŶ ǁürdeŶ rd. ϭ,ϯ Mrd. Euro für das AuffülleŶ der FiŶaŶzreserǀeŶ ďeŶötigt, uŵ 
ǁieder die Höhe der MiŶdestreserǀe ǀoŶ ϭ,ϱ MoŶatsausgaďeŶ zu erreiĐheŶ. Daŵit 
ǀerďlieďe eiŶ ÜďersĐhuss ǀoŶ kŶapp ϯ Mrd. Euro, der für ǁeitere LeistuŶgsausǁei-
tuŶgeŶ zur VerfüguŶg stüŶde. So ist iŶ deŶ folgeŶdeŶ JahreŶ z. B. ďei solĐheŶ Leis-
tuŶgeŶ ŵit )uǁäĐhseŶ zu reĐhŶeŶ, ďei deŶeŶ durĐh KapazitätsausǁeituŶg eiŶe 
höhere IŶaŶspruĐhŶahŵe ďeaďsiĐhtigt ist, ǁie Kurzzeitpflege oder Pflegeďera-
tuŶg. PerspektiǀisĐh ist ŵit zusätzliĐheŶ AusgaďeŶeffekteŶ eiŶer höhereŶ EŶtloh-
ŶuŶg ǀoŶ PflegekräfteŶ ;AŶgleiĐhuŶg aŶ TarifŶiǀeausͿ zu reĐhŶeŶ. 

IŶ eiŶer läŶgerfristigeŶ BetraĐhtuŶg ďis zuŵ Jahr ϮϬϮϮ erlauďt die geplaŶte Bei-
tragssatzaŶheďuŶg uŵ Ϭ,ϱ ProzeŶtpuŶkte auĐh ďei eiŶeŵ deutliĐh aďgesĐhǁäĐh-
teŶ )uǁaĐhs der ďeitragspfliĐhtigeŶ EiŶŶahŵeŶ AusgaďeŶzuǁäĐhse, die üďer deŵ 
laŶgfristigeŶ DurĐhsĐhŶitt lägeŶ. Geht ŵaŶ ledigliĐh ǀoŵ laŶgfristigeŶ )uǁaĐhs der 
ďeitragspfliĐhtigeŶ EiŶŶahŵeŶ seit ϮϬϬϰ iŶ Höhe ǀoŶ jahresdurĐhsĐhŶittliĐh Ϯ,ϲ % 
aus ;ϮϬϭϳ: +ϰ,ϰ %Ϳ uŶd uŶterstellt AusgaďeŶzuǁäĐhse ǀoŶ jährliĐh ϲ,Ϭ %, ǁürdeŶ 
die EiŶŶahŵeŶ iŵ Jahr ϮϬϮϬ iŵŵer ŶoĐh die AusgaďeŶ deĐkeŶ. Iŵ )eitrauŵ ϮϬϭϵ-
ϮϬϮϮ ǁürdeŶ uŶter dieseŶ AŶŶahŵeŶ uŶd ďei AufreĐhterhaltuŶg der MiŶdestre-
serǀe ÜďersĐhüsse ǀoŶ kuŵuliert rd. ϲ,ϱ Mrd. Euro eŶtsteheŶ. 

)uŵ VergleiĐh: EiŶe AŶheďuŶg der Gehälter ǀoŶ ϱϱ % ďis ϳϱ % der Pflegekräfte 
;AlteŶpfleger uŶd -helferͿ auf TarifŶiǀeau ǁürde ŶaĐh uŶsereŶ SĐhätzuŶgeŶ – je 
ŶaĐh uŶterstellter Tarifstufe – zu jährliĐheŶ MehrausgaďeŶ zǁisĐheŶ ϭ,ϯ Mrd. Euro 
uŶd ŵaǆiŵal Ϯ,ϰ Mrd. Euro führeŶ. 

Vor dieseŵ HiŶtergruŶd lässt siĐh die geplaŶte BeitragssatzaŶheďuŶg uŵ Ϭ,ϱ Pro-
zeŶtpuŶkte iŵ HiŶďliĐk auf die )iele des GesetzeŶtǁurfes ;Beitragssatzstaďilität ďis 
zuŵ Jahr ϮϬϮϮ, FiŶaŶzieruŶgsspielrauŵ für ǁeitere MaßŶahŵeŶ zur VerďesseruŶg 
der PflegesituatioŶͿ als aŶgeŵesseŶ uŶd ausreiĐheŶd ďeǁerteŶ.  
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Einleitung 

Die große Pflegereform der vergangenen Legislaturperiode hat erhebliche Auswirkungen auf die 

Finanzierung der Sozialen Pflegeversicherung. Reformbedingten Mehrausgaben von rund sieben 

Milliarden Euro stehen im Jahr 2017 reformbedingte Mehreinnahmen von 2,8 Milliarden Euro ge-

genüber, was zu einem reformbedingten Defizit von 4,2 Milliarden Euro führt. Lediglich aufgrund 

des zuvor bestehenden Überschusses und der günstigen Entwicklung der Grundlohnsumme liegt das 

tatsächliche Defizit 2017 bei „nur“ 2,4 Milliarden Euro (Rothgang & Müller 2018: 25ff.). Für das 

Jahr 2018 ergeben Hochrechnungen basierend auf den ersten zwei Quartalen ein Defizit in Höhe 

von rund 3,5 Mrd. Euro (Schwinger et al. 2018: 20). Eine Verbesserung der Einnahmesituation der 

Sozialen Pflegeversicherung ist daher unumgänglich. Im Gesetzentwurf der Bundesregierung wird 

hierzu eine Anhebung des Beitragssatzes um 0,5 Beitragssatzpunkte vorgeschlagen. Nachfolgend 

wird zunächst – unter Rückgriff auf gemeinsame Berechnungen des SOCIUM und des WIdO – un-

tersucht, ob eine Beitragssatzanhebung in diesem Umfang ausreichend ist, um die Reformagenda 

der Bundesregierung zu finanzieren (Abschnitt 1). Anschließend wird eine Alternative zur Beitrags-

satzerhöhung thematisiert (Abschnitt 2). 

1. Ausmaß der Beitragssatzerhöhung 

Um zu überprüfen, welche „freien“ Finanzmittel nach Erhöhung der Beitragssatzes zur Verfügung 

stehen und ob diese Mittel ausreichen, um die Reformagenda der Bundesregierung umzusetzen, 

wurde von Schwinger, Rothgang und Kalwitzki eine Modellrechnung durchgeführt, die für das Jahr 

2018 die Finanzergebnisse der ersten beiden Quartale auf das Jahr hochrechnet und die Finanzent-

wicklung dann für 2019-22 fortschreibt (Schwinger et al. 2018). Die dabei verwendeten Fortschrei-

bungsraten finden sich in Tabelle 1. Eine Begründung dieser Annahmen findet sich in dem als An-

lage angehängten Aufsatz.  
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Tabelle 1:  Modellannahmen der Ausgabenfortschreibung – 

Steigerungsraten in Prozent pro Jahr 

 

Quelle: Schwinger et al. 2018: 19. 

Eine Fortschreibung der Gesamtausgaben der SPV unter diesen Annahmen ergibt einen Ausgaben-

anstieg von 41 Mrd. Euro im Jahr 2018 auf 49,5 Mrd. Euro im Jahr 2022 (Tabelle 2). Dem proji-

zierten Ausgabenanstieg stehen Mehreinnahmen aufgrund der im Gesetzesentwurf angekündigten 

Beitragssatzanhebung von jährlich 7,4 Mrd. Euro (2019) bis 8,1 Mrd. Euro (2022) gegenüber.  

Tabelle 2:  Vorausberechnete Finanzentwicklung der Sozialen Pflegeversicherung 

 

Quelle: Schwinger et al. 2018: 20. 
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Allerdings können diese Mittel nicht unmittelbar für Leistungsverbesserungen verwendet werden 

können, da Mittelbestände der Pflegeversicherung inzwischen so stark abgeschmolzen sind, dass sie 

zunächst wieder aufgefüllt werden müssen, damit die Pflegekassen ihre gesetzliche Verpflichtung 

einhalten können, Mittel in Höhe von 1,5 Monatsausgaben in Form von Betriebsmitteln und Rück-

lagen (§ 63 und § 64 SGB XI) vorzuhalten. Für 2018 musste diese Quote bereits – temporär – auf 

eine Monatsausgabe abgesenkt werden (Bekanntmachung des BVA vom 16. Juli 2018). Entgegen 

der Einschätzung des BMG veranschaulicht Abbildung 1, dass bereits zur Finanzierung der heuti-

gen gesetzlichen Regelungen eine Beitragssatzanhebung von 0,4 Prozentpunkten notwendig wäre, 

um wiederum einen Mittelbestand von 1,5 Monatsausgaben bis 2022 zu gewährleisten. Die Mehr-

einnahmen im Jahr 2019 werden folglich allein für die Konsolidierung des Mittelbestands benötigt. 

Erst ab 2020 stehen wieder nicht gebundene Finanzmittel zur Verfügung. Unter Berücksichtigung 

einer Mindesteinlage von 0,5 Mrd. Euro zur Sicherstellung des monatlichen Finanzausgleiches 

(Schreiben des BVA an den GKV-SV vom 14. Juni 2018) verbleiben kumuliert bis ins Jahr 2022 

lediglich 6,6 Mrd. Euro. Dieser Betrag liegt deutlich unterhalb der 12 Mrd. Euro, die das Bundesge-

sundheitsministerium für die kontinuierliche Anpassung der Sachleistungsbeträge der Pflegever-

sicherung an die Personalentwicklung und die weitere Entlastung pflegender Angehöriger durch die 

den Gesetzesentwurf begleitenden Pressemitteilung ausweist.  

Abbildung 1: Mittelbestand in Monatsausgaben in Abhängigkeit von Beitragssatzanpassungen 

 

Quelle: Schwinger et al. 2018: 20. 



 

 

Seite 5 von 15 

Was kann mit diesen freien Mitteln in den Jahren 2020-22 finanziert werden? Neben den Ankündi-

gungen zur weiteren Entlastung pflegender Angehöriger hat die Bundesregierung vor allem eine 

bessere Bezahlung von Pflegekräften und eine Stellenaufstockung thematisiert (vgl. Rothgang 

2018a). Wird berechnet, wie viele zusätzliche Pflegekräfte (Vollzeitäquivalente) mit diesen Mitteln 

finanziert werden könnten oder welche Ausgabenerhöhung je Pflegekraft (in Annäherung an die 

Forderung nach „mehr Lohn“) möglich wären bzw. welche Kombinationsmöglichkeiten bestehen, 

ergibt sich die in Abbildung 2 dargestellte Transformationskurve, die alle möglichen Kombinatio-

nen aus diesen beiden Zielen enthält. Finanzierbar wären folglich für die Jahre 2020 bis 2022 ins-

gesamt entweder eine Pflegepersonalausweitung um rund 39.000 zusätzliche Pflegestellen, was 

einem Anteilswert von 5,5 Prozent der derzeit in der Langzeitpflege Beschäftigten entspricht, oder 

eine Steigerung der Entlohnung von 2.700 Euro pro Jahr bzw. 225 Euro je Monat und Pflegekraft 

bzw. entsprechende Kombinationsmöglichkeiten entlang der Transformationskurve.  

Abbildung 2: Nutzungsmöglichkeiten für die freien Finanzmittel 

 

Quelle: Schwinger et al. 2018: 21. 
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Die vorgesehene Beitragssatzanhebung reicht somit aus, um die Pflegeversicherung mit ihrem der-

zeitigen Leistungsvolumen, einschließlich einer Leistungsdynamisierung von 4,5 % zum 1.1.2021, 

zu finanzieren. Allerdings werden hierzu mehr als drei Viertel der Beitragsmehreinnahmen be-

nötigt, die aus der Beitragssatzanhebung resultieren, während das Volumen der „freien“ Mittel nur 

halb so hoch ist wie von der Bundesregierung unterstellt. Diese „freien“ Mittel sind daher nicht aus-

reichend, um sowohl eine merkliche Steigerung der Entlohnung der Pflegekräfte als auch einen 

signifikanten Stellenaufwuchs durch entsprechende Anhebung der Leistungssätze zu finanzieren. 

Werden steigende Entlohnung und steigende Personalintensitäten aber nicht durch entsprechende 

Leistungsanpassungen kompensiert, führen sie zu weiter steigenden Eigenanteilen der Pflegebedürf-

tigen. Sollen die Eigenanteile stabilisiert werden und soll gleichzeitig Entlohnung und Personalein-

satzmenge erhöht werden, reicht die geplante Beitragssatzanhebung hierfür nicht aus.  

2. Alternativen zur Beitragssatzerhöhung 

Um weder die Pflegebedürftigen weiter einseitig zu belasten, noch die höheren Ausgaben durch 

eine weitere Beitragssatzerhöhung zu finanzieren, wird in dem gleichfalls zur Beratung stehenden 

Antrag der Fraktion Die LINKEN eine personelle und sächliche Ausweitung der Beitragsbemes-

sungsgrundlage vorgeschlagen. Im Einzelnen wird gefordert,  

 die Beitragsbemessungsgrenze in der Pflegeversicherung zum 01. Januar 2019 aufzuheben,  

 Kapitaleinkünfte in die Beitragsbemessung einzubeziehen und  

 alle bisher privat Versicherten in die Soziale Pflegeversicherung (SPV) überzuleiten. 

Kombinationen dieser Reformelemente wurden bisher auch unter dem Begriff der „Pflegebürger-

versicherung“ diskutiert (vgl. z.B. Dräther et al. 2009). Nachfolgend soll zunächst auf jedes Ele-

ment eingegangen werden (Abschnitt 2.2 bis 2.4), bevor abschließend die fiskalische Ergiebigkeit 

(Abschnitt 2.5) und die Verteilungswirkungen dieser Maßnahmen (Abschnitt 2.6) angesprochen 

werden und ein Fazit gezogen wird (Abschnitt 2.7). Zuvor sind aber kurz die normativen Bewer-

tungsmaßstäbe darzulegen (Abschnitt 2.1) 

2.1 Normative Bewertungsmaßstäbe 

Bürgerversicherungsmodelle knüpfen insbesondere an zwei Defiziten der derzeitigen Situation in 

Kranken- und Pflegeversicherung an: der strukturellen Einnahmeschwäche dieser Systeme und den 
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inhärenten Gerechtigkeitslücken. Mit der Diagnose einer strukturellen Einnahmeschwäche wird 

darauf Bezug genommen, dass nur ein Teil des Bruttoinlandsproduktes (BIP) verbeitragt wird und 

diesen im letzten halben Jahrhundert tendenziell langsamer gewachsen ist als das gesamte BIP. Im 

Ergebnis ist es so zu kontinuierlich steigenden Beitragssätzen in der Gesetzlichen Krankenversiche-

rung gekommen, obwohl der Anteil der GKV-Ausgaben am BIP seit Anfang der 1980er Jahre im 

Wesentlichen konstant geblieben ist (Rothgang & Götze 2013: 129ff.). Um dieser Schwäche entge-

genzuwirken ist daher nach den kurz- und langfristigen fiskalischen Effekten der vorgeschlagenen 

Reformelemente zu fragen und zu untersuchen, ob sie zu einer Stabilisierung des Beitragssatzes bei-

tragen. 

In Bezug auf die Verteilungsgerechtigkeit sind die Kranken- und Pflegeversicherung dem Solidar-

prinzip verpflichtet, das durch das Zusammentreffen einer Finanzierung nach dem Leistungsfähig-

keitsprinzip und einer Leistungsgewährung nach dem Bedarfsprinzip charakterisiert werden kann. 

Das aus der Steuerlehre übernommene Leistungsfähigkeitsprinzip postuliert, dass Haushalte mit hö-

herer Leistungsfähigkeit stärker belastet werden sollen als solche mit niedrigerer Leistungsfähigkeit 

(vertikale Gerechtigkeit) und dass Haushalte mit gleicher Leistungsfähigkeit gleich belastet werden 

sollen (horizontale Gerechtigkeit) (vgl. z. B. Greß & Rothgang 2010). In Bezug auf Gerechtigkeits-

überlegungen ist also zu fragen, ob horizontale und / oder vertikale Gerechtigkeit im so definierten 

Sinn durch die Vorschläge befördert werden. 

2.2 Anhebung bzw. Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze 

Eine Anhebung oder Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze verbreitert die Grundlohnsumme 

und es ermöglicht es damit, das gleiche Einnahmevolumen mit einem geringeren Beitragssatz zu er-

zielen. In Bezug auf das Ziel der Beitragssatzbegrenzung ist diese Maßnahme daher grundsätzlich 

positiv zu bewerten. Weiterhin begrenzt eine Beitragsbemessungsgrundlage die vertikale Gerechtig-

keit, da ab Erreichen dieser Grenze einkommensstärkere Haushalte nicht mehr stärker zur Finanzie-

rung herangezogen werden. Auch hinsichtlich der genannten distributiven Kriterien ist eine Anhe-

bung / Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze grundsätzlich positiv.  

Allerdings ist die Pflegeversicherung nicht steuer-, sondern beitragsfinanziert. Als beitragsfinan-

zierte Sozialversicherung ist die Soziale Pflegeversicherung aber zwei Prinzipien verpflichtet. Zum 

einen wird ein Risiko versichert. Das verweist auf das Äquivalenzprinzip als normative Grundlage 
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einer Versicherung. Gleichzeitig ist sie keine Privat-, sondern eine Sozialversicherung, die auch 

Umverteilungsziele verfolgt (Solidarprinzip). Da die Pflegeversicherung eine Pflichtversicherung 

für die gesamte Bevölkerung ist, sind Umverteilungselemente sogar zwingend notwendig, da an-

sonsten Personen zum Abschluss eines Versicherungsvertrages verpflichtet würden, den sie wo-

möglich nicht finanzieren könnten. Aus diesem Grund sind auch in der privaten Pflegepflichtver-

sicherung (PPV) Umverteilungselemente integriert (vgl. z.B. Wasem 2000).  

Wie Solidar- und Äquivalenzprinzip austariert werden sollen, ist dagegen eine offene Frage, bei der 

aber womöglich Grenzen beachtet werden müssen. Zu deren jeweiligem Stellenwert in der Kran-

ken- und Pflegeversicherung gibt es bereits eine lang anhaltende – insbesondere auch rechtliche – 

Debatte (vgl. z. B. Bieback 2013: 9f.). In der Krankenversicherung findet das Äquivalenzprinzip bei 

der Berechnung des Krankengeldes Anwendung. Seit Einführung der Lohnfortzahlung durch den 

Arbeitgeber im Jahr 1970 repräsentiert das Krankengeld aber nur noch ein Zwanzigstel der GKV-

Ausgaben. Nach dem damit verbundenen weitgehenden Bedeutungsverlust des Krankengeldes ist 

die Beitragsbemessungsgrenze (BBG) die letzte Element Bastion des Äquivalenzsystems in Kran-

ken- und Pflegeversicherung. Es ist daher unklar, ob eine Abschaffung der BBG in einer Sozialver-

sicherung noch verfassungskonform ist. Wenngleich das Bundesverfassungsgericht in seinen Urtei-

len zum Risikostrukturausgleich in der Krankenversicherung stets die Möglichkeit einer Auswei-

tung der interpersonellen Umverteilung bestätigt hat, sind die mahnenden Worte hinsichtlich einer 

möglichen „Überdehnung des Solidarprinzips auf Kosten des Versicherungsprinzips“ (BVerfGE 

113, 167 <86>) nicht zu übersehen. Ob das Bundesverfassungsgericht einer Abschaffung der BBG 

zustimmen würde, erscheint daher zumindest fraglich (Rothgang & Götze 2013: 147).  

Deutlich unproblematischer erscheint dagegen die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze. Diese 

Grenze war schon in der Vergangenheit von erheblichen Schwankungen gekennzeichnet. Wie 

Abbildung 3 zeigt, lag sie Mitte der 1950er Jahre noch beim 1,5fachen des durchschnittlichen 

Arbeitsentgelts ohne Sonderzahlungen. Aufgrund fehlender Anpassungen fiel sie in der Folgezeit 

sogar unter das Durchschnittsentgelt, um erst seit Ende der 1980er Jahre zunächst wieder zu steigen, 

dann aber zu sinken. Eine Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze etwa auf die Höhe der BBG in 

der Rentenversicherung, würde somit nur einen Zustand wiederherstellen, der in der Vergangenheit 

schon bestanden hat, ohne rechtlich beanstandet zu werden.  
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Abbildung 3: Höhe der Beitragsbemessungsgrenze in Relation zum durchschnittlichen Brutto-

monatsvereienst ohne Sonderzahlungen (alte Bundesländer)  

 
Quelle: Rothgang / Götze 2013: 148. 

Da auch die erwünschten fiskalischen Effekte vor allem in dem Einkommensbereich bis zur BBG in 

der Rentenversicherung erzielt werden, spricht einiges dafür, diese Grenze nicht abzuschaffen, son-

dern lediglich anzuheben, wenn weitere Einnahmen generiert werden sollen, ohne den Beitragssatz 

anzuheben und die Mehrbelastung damit auf die Einkommensstärkeren zu verteilen. Dabei ist aber 

darauf zu achten, das – solange ein Teil der Bevölkerung in der PPV verbleibt – die Versicherungs-

pflichtgrenze entsprechend angehoben wird. 

2.3 Verbeitragung anderer Einkommensarten 

Derzeit wird das Prinzip der horizontalen Gerechtigkeit massiv dadurch verletzt, das Haushalte mit 

gleichem Einkommen, aber unterschiedlichen Einkommensquellen unterschiedlich verbeitragt wer-

den. Nur Arbeitseinkommen und Lohnersatzleistungen werden zur Beitragszahlung herangezogen, 

während andere Einkommensarten, insbesondere Kapitalerträge, Einkommen aus Vermietung und 

Verpachtung sowie Einkommen aus selbständiger Tätigkeit für Pflichtversicherte nicht verbeitragt 

werden. Der Einbezug aller Einkommen steigert daher die horizontale Gerechtigkeit.  

Allerdings sind damit praktische Probleme verbunden, die daraus resultieren, dass diese Einkom-

men – anders als Arbeitseinkommen – nicht direkt im Quellenabzugsverfahren eingezogen werden 

können, sondern vom Versicherten anzugeben sind. Allerdings ist bei freiwillig Versicherten schon 
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heute die gesamte ökonomische Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen, so dass sich qualitativ keine 

neuen Probleme stellen. Schließlich spricht nichts dagegen, zum Steuerrecht analoge Verfahren zu 

etablieren, um die Beiträge einzuziehen. Auch unter fiskalischer Perspektive führt eine Beitrags-

pflicht für  andere Einkommensarten nicht nur kurzfristig zu einer höheren Bemessungsgrundlage, 

sondern langfristig dazu, die Einnahmenentwicklung der Sozialversicherung von Verschiebungen in 

der funktionalen Einkommensverteilung zu entkoppeln und damit der strukturellen Einkommens-

schwäche entgegenzuwirken. Insgesamt ist auch dieses Element damit grundsätzlich zielführend.  

2.4 Einbeziehung der bislang Privatversicherten in die Sozialversicherung  

Die Einbeziehung der bislang Privatversicherten ist das konstitutive Element aller Bürgerversiche-

rungsmodelle. Gerade in der Pflegeversicherung zeigt sich das Kernproblem des dualen Versiche-

rungssystems besonders deutlich: die Risikoselektion. Die Versicherten der Sozialen Pflegeversi-

cherung haben die ungünstigere Altersstruktur, einen höheren Männeranteil und das geringere al-

tersspezifische Pflegerisiko (Rothgang 2010 und 2011). Obwohl sich die Leistungsansprüche in bei-

den Versicherungszweigen nicht unterscheiden und auch die Begutachtungskriterien übereinstim-

men, liegen die durchschnittlichen jährlichen Ausgaben eines SPV-Versicherten mit 431 Euro im 

Jahr 2016 knapp viermal so hoch wie in der PPV (113 Euro). Auch bei Berücksichtigung der 

Beihilfe für PPV-Versicherte bleibt noch ein Verhältnis von knapp drei zu eins, das Ausdruck der 

unterschiedlichen Risiken der beiden Versichertenkollektive auf der Ausgabenseite ist (Rothgang 

2018b). Privatversicherte sind zudem deutlich einkommensstärker: Für 2003 wurde mit Daten des 

Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) ermittelt, dass die Durchschnittseinkommen der Privatkran-

kenvollversicherten um 68 % über denen der GKV-Versicherten liegen (Leinert 2006: 32). Dabei ist 

noch unberücksichtigt, dass die sehr hohen Einkommen im SOEP tendenziell untererfasst sind. 

Wird nur auf die Einkommen abgestellt, die nach den Regeln der Sozialversicherung beitrags-

pflichtig wären, weisen die Privatversicherten noch um 60 % höhere Einkommen auf als die GKV-

Versicherten (ebd.: 37) Zum gleichen Ergebnis kommen Analysen basierend auf Daten der Ein-

kommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) für 2003. Auch auf dieser Datengrundlage zeigen sich 

für PKV-Versicherte um 64 % höhere Einkommen als für GKV-Versicherte, wenn auf das nach den 

Regeln der Sozialversicherung berechnete beitragspflichtige Einkommen abgestellt wird (Arnold / 

Rothgang 2010: 71f.).  
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Im Ergebnis entsteht aufgrund dieser Risikoselektion eine normativ nicht zu rechtfertigende Un-

gleichbehandlung der Bevölkerung, von denen mehr als 90 % de jure oder (bei den Beamten) de 

facto einem der beiden Versicherungssysteme zugewiesen werden. Um die Effekte dieser normativ 

nicht begründbaren Risikoselektion auszugleichen, war im Koalitionsvertrag zwischen CDU/ CSU 

und SPD 2005 schon einmal ein Finanzausgleich zwischen den beiden Zweigen der „Pflegevolks-

versicherung“ (Bundesverfassungsgericht) vereinbart worden, der dann aber nicht umgesetzt wurde. 

Ein derartiger Finanzausgleich kann aber als Vorstufe einer vollständigen Integration angesehen 

werden, die in Pflegeversicherung deutlich einfacher zu erreichen ist als in der Krankenversiche-

rung, weil die Leistungsansprüche in beiden Versicherungssystemen weitgehend identisch sind  

2.5 Fiskalische Effekte  

Wie stellen sich aber die fiskalischen Effekte der vorgeschlagenen Maßnahme dar? In einem Gut-

achten für die Bundestagsfraktion Bündnis 90 / Die Grünen wurde für ein Bürgerversicherungsmo-

dell, das im Wesentlichen durch die Einbeziehung aller bislang Privatversicherten in die Sozialver-

sicherung, die Verbeitragung aller Einkommensarten und eine Anhebung der BBG auf die Höhe der 

Gesetzlichen Rentenversicherung gekennzeichnet war, errechnet worden, dass der zum Ausgleich 

der Ausgaben notwendige Beitragssatz durch diese Maßnahmen um rund 0,4 Beitragssatzpunkte 

sinken würde (Rothgang et al. 2011). Für das Mikrosimulationsmodell wurden dabei die Einkom-

mensdaten des Sozio-ökonomischen Panels verwendet. Neuerliche Modellrechnungen für DIE 

LINKE basierend auf der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) des Jahres 2013) ergab 

für ein gleichartiges Modell sogar einen Rückgang des zum Budgetausgleich notwendigen Beitrags-

satzes um 0,56 Beitragssatzpunkte. Bei einer Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze steigt der 

Beitragssatzeffekt weiter, auf dann insgesamt 0,65 Beitragssatzpunkte. 

Dieser kurzfristige Effekt ist im Zeitverlauf leicht rückläufig, wie die demographische Alterung im 

bisher privatversicherten Versicherungskollektiv stärker ausgeprägt ist. Allerdings wird die struktu-

relle Einnahmeschwäche der Sozialversicherung langfristig insofern beseitigt, als weiterer Risiko-

selektionen zu Laster der Sozialversicherung nunmehr ausgeschlossen sind.  
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2.6 Verteilungseffekte   

Die Verteilungswirkungen der Einführung einer Pflegebürgerversicherung können analysiert werden, 

indem die Beiträge bzw. Prämien im Status quo mit den Beiträgen in der Pflegebürgerversicherung für 

Versicherte untersucht werden. Die Versicherten werden dabei anhand ihres Nettohaushaltsäquivalenz-

einkommens geordnet. Zu beachten ist weiterhin, dass in den Prämien der Privatversicherungssysteme 

derzeit Altersrückstellungen enthalten sind, die in der solidarischen Kranken- und Pflegeversicherung 

nicht mehr aufgebaut werden. Daher verringert sich das durch Beiträge zu finanzierende Volumen – 

allerdings zu Lasten zukünftiger Beitragszahlungen. 

Abbildung 4 zeigt die durchschnittlichen monatlichen Beiträge im Status quo und in zwei Bürgerver-

sicherungsmodellen. Modell 1 sieht dabei eine Anhebung der BBG auf den Wert der Gesetzlichen Ren-

tenversicherung vor, Modell 2 die Aufhebung der BBG.  

Abbildung 4: Durchschnittliche monatliche Beiträge zur Pflegeversicherung zum Status quo und 

in einer Pflegebürgerversicherung nach Perzentilen des Nettoäquivalenzeinkommens;  

Datenquelle: EVS 2013 (n=110.649))  

 

Quelle: Rothgang/Domhoff 2017: 29. 
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Wie gut erkennbar ist, ergeben sich für die Haushalte bis zum 80er Perzentil im Durchschnitt Ent-

lastungen und nur bei den 10% der einkommensstärksten Haushalte zeigt sich eine Mehrbelastung. 

Bei Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze ist dieser Effekt bei den einkommensstärksten 

Haushalten dann schon sehr ausgeprägt. Allerdings werden nur die Durchschnittswerte für jede 

Einkommensklasse ausgewiesen. In Einzelfällen kann es deutliche Abweichungen davon geben. 

Diese Ergebnisse werden noch deutlicher, wenn direkt die Differenz zwischen den Bürgerversiche-

rungsmodellen und dem Status quo betrachtet wird (Abbildung 5). Die Entlastung liegt bei allen 

Haushaltseinkommen unterhalb von monatlich 10 Euro. Die Belastung der Einkommensstärksten 

erreicht auch in Modell 1 einen Wert von annähernd 20 Euro im Monat und in Modell 2 sogar den 

Wert von 50 Euro. Die zum Teil geäußerten Befürchtungen, dass auch im unteren Einkommensbe-

reich etwa durch den Einbezug weiterer Einkommensarten per Saldo höhere Beitragszahlungen 

resultieren, kann die Modellierung nicht bestätigen.  

Abbildung 5: Differenz der durchschnittlichen monatlichen Beiträge zwischen einer Pflege-

bürgerversicherung und dem Status quo nach Perzentilen des Nettoäquivalenzeinkommens; 

Datenquelle: EVS 2013 (n=110.649) 

 

Quelle: Rothgang/Domhoff 2017: 29. 
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2.7 Fazit 

Insgesamt haben die Darlegungen zur Pflegebürgerversicherung gezeigt, dass diese grundsätzlich 

normativ gut begründbar sind, zu einem merklichen fiskalischen Effekt führen und so einer wei-

teren Beitragssatzsteigerung entgegenwirken können. Sie führen distributiv zu einer Entlastung 

weiter Teile der Bevölkerung führen und belasten systematisch lediglich die besonders einkom-

mensstarken Haushalte. Aufgrund gleicher Leistungshöhen in den beiden Zweigen der Pflegever-

sicherung scheint eine Integration in ein System im Pflegebereich auch deutlich einfacher als in der 

Krankenversicherung. Lediglich bei der Aufhebung der Beitragsbemessungsgrenze ist Vorsicht 

geboten. Hier erscheint eine Anhebung vernünftiger als eine Aufhebung.  
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Die Rücklagen der Pflegeversicherung sind 
aufgebraucht und die nächste Beitragssatzanpassung 
von 0,5 Prozentpunkten ist bereits angekündigt. Die 
Anhebung ist jedoch nicht etwa deshalb notwendig, 
weil es unvorhersehbare Ausgaben gab, sondern weil die 
Kostenfolgen des Zweiten Pflegestärkungsgesetzes zu 
niedrig veranschlagt wurden und die Reform entsprechend 
nicht ausfinanziert war. Im Beitrag ausgeführte 
Modellrechnungen legen nahe, dass maximal Finanzmittel 
aus 0,1 Beitragssatzpunkten als Handlungsspielraum 
für Verbesserungen der Personalsituation verbleiben 
werden, diese aber nicht ausreichen, die weitergehende 
Reformagenda der Regierung zu finanzieren.

Einleitung 

„Die Pflegeversicherung boomt“. Mit die-
sen Worten wurde im Mai 2018 durch 
den GKV-Spitzenverband auf den unvor-
hergesehen hohen Anstieg der Ausgaben 
der Sozialen Pflegeversicherung (SPV) 
aufmerksam gemacht (Pressemitteilung 
vom 17.05.2018). Im Jahr 2018 werden 
die Ausgaben der SPV die Einnahmen 
um rund 3,5 Mrd. Euro übersteigen. Die 
Mehreinnahmen, die aus den die Pfle-
gestärkungsgesetze begleitenden Bei-
tragssatzerhöhungen resultierten, sind 
aufgebraucht. In zwei Stufen waren die 
Beitragssätze im Jahr 2015 und 2017 um 
insgesamt 0,5 Beitragssatzpunkte ange-
hoben worden. Der Gesetzgeber war ur-
sprünglich davon ausgegangen, dass die 
Anhebung auf heute 2,55 Prozentpunkte 
die Reformkosten des Zeiten Pflegestär-
kungsgesetzes (PSG II) vollständig bis ins 
Jahr 2022 finanzieren könnte (BT-Drs. 
18/5926; S. 6). Vor dem Hintergrund der 
jetzt leeren Kassen wurde im Oktober 

2018 mit dem „Entwurf eines Fünften 
Gesetzes zur Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch – Beitragssatzanpas-
sung“ eine weitere Beitragssatzanhebung 
von 0,5 Prozentpunkten zum 1.01.2019 
angekündigt. Die Anhebung des Beitrags-
satzes auf 3,05 Prozent (bzw. 3,3 Prozent 
für Kinderlose) diene der Finanzierung 
von nicht vorhersehbaren Ausgaben, 
die aus dem PSG II resultieren. Darüber 
hinaus sollen hierdurch im Koalitions-
vertrag vereinbarte Maßnahmen wie die 
„kontinuierliche Anpassung der Sachleis-
tungsbeträge der Pflegeversicherung an 
die Personalentwicklung und die weitere 
Entlastung pflegender Angehöriger“ fi-
nanziert werden. Hierfür stehen laut der 
die Gesetzesvorlage begleitenden Presse-
mitteilung des BMG 0,2 Prozentpunkte 
der Beitragssatzanhebung von insgesamt 
0,5 Prozentpunkten zur Verfügung. Nach 
Angaben des Gesetzentwurfs, der jährli-
che Mehreinnahmen von 7,6 Mrd. Euro 
beziffert, entsprächen 0,2 Beitragssatz-
punkte folglich rund 3 Mrd. Euro pro 
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resultiert daraus, dass im PSG II nicht 
nur die Leistungssätze angehoben wur-
den, sondern gleichzeitig eine neue Ein-
stufung in Pflegegrade eingeführt wurde, 
die mit den alten Pflegestufen nicht strikt 
vergleichbar sind. Lediglich für die Alt-
fälle, die ohne Neueinstufung nach dem 
so genannten „einfachen und doppelten 
Stufensprung“ übergeleitet wurden, lässt 
sich die Veränderung der Leistungsausga-
ben pro Leistungstag als reiner Preiseffekt 
interpretieren, wenn unterstellt wird, dass 
das tatsächliche Ausmaß der Pflegebedürf-
tigkeit sich kurzfristig nicht verändert hat.

Abbildung 1 zeigt, dass der Ausga-
benanstieg von 46 % beim Pflegegeld 
im Reformjahr 2017 ganz überwiegend 
aus Preis- und Struktureffekt resultiert. 
Ergänzend ist in Abbildung 2 veran-
schaulicht, in welchem Umfang die 
Preise, d. h. die Leistungssätze, durch 
das PSG II für die übergeleiteten Alt-
fälle angehoben wurden. Mit Blick auf 
das Pflegegeld wird deutlich, dass die 
relativen Leistungssteigerungen für die 
Pflegebedürftigen in der alten Pflege-
stufe 0 mit Abstand am höchsten sind. 
Die nächsthöchste Steigerungsrate findet 
sich dann bei Personen der Pflegestufe I 
mit eingeschränkter Alltagskompetenz. 
Insgesamt erhielten Ende 2016 rund 
370.000 und damit rund jeder vierte 
Geldleistungsbezieher Leistungen aus 
einer dieser beiden Stufen (Abbildung 2). 

Neben der großzügigen Anpassung 
der Leistungshöhe – dem Preiseffekt – 
bewirkt die großzügige Überleitung der 
Pflegestufen in Pflegegrade einen Struk-
tureffekt. Die gewählte Überleitung führt 
in der Summe nämlich zu einer höhe-

sondere der Tages- und Nachtpflege und 
den zusätzlichen Betreuungsleistungen) 
zu beobachten. Die prozentual höchste 
Veränderung findet sich bei den Zah-
lungen von Renten-, Arbeitslosen- und 
Krankenversicherungsbeiträgen für pfle-
gende Angehörige. Diese unter „Soziale 
Sicherung der Pflegeperson“ zusammen-
gefassten Ausgaben sind von 1 Mrd. Euro 
im Jahr 2016 um über 50 Prozent auf 1,5 
Mrd. Euro im Jahr 2017 angestiegen. Mit 
Blick auf die Frage nach den Ursachen 
der Ausgabenanstiege, werden die Ef-
fekte im Folgenden jeweils im Einzelnen 
beleuchtet. 

Pflegegeld

Um die Zuwachsraten beim Pflegegeld und 
der vollstationären Pflege besser zu verste-
hen, sind in Abbildung 1 Mengeneffekte 
sowie Preis- und Struktureffekte getrennt 
ausgewiesen. Dargestellt sind die jährli-
chen Veränderungsraten der Ausgaben 
insgesamt und der Leistungstage (Men-
geneffekt). Auch Verschiebungen zwischen 
den Leistungssektoren bzw. -arten (Geld-, 
Kombinationsleistung, vollstationäre Pfle-
ge) werden hierunter erfasst und nicht – 
wie auch möglich – beim Struktureffekt. 
Der Preiseffekt, d. h. die Anhebung von 
Leistungssätzen, und der Struktureffekt, 
d.h. die Veränderung der durchschnitt-
lichen Schwere der Pflegebedürftigkeit, 
werden zusammen, nämlich durch die 
Veränderungsrate der Ausgaben je Leis-
tungstag, dargestellt. Das Vorgehen wurde 
gewählt, da Preis- und Struktureffekte 
aufgrund der Umstellungssystematik des 
PSG II nicht zu differenzieren sind. Dies 

Jahr bzw. für den Zeitraum 2019 bis 
2022, insgesamt rund 12 Mrd. Euro. 

Der vorliegende Beitrag geht vor diesem 
Hintergrund zuerst der Frage nach, wel-
che Effekte dafür verantwortlich waren, 
dass die Gesamtausgaben der SPV im PSG 
II-Reformjahr 2017 um 7,5 Mrd. Euro – 
und damit um ein Viertel (24,3 Prozent) – 
angestiegen sind und ob dieser Anstieg 
tatsächlich unvorhersehbar war. In einem 
zweiten Schritt werden die Einnahmen 
und Ausgaben bis ins Jahr 2022 fortge-
schrieben und es wird überprüft, welche 
finanziellen Handlungsspielräume mit 
Blick auf die angekündigten Maßnahmen 
bestehen und inwieweit die Reformagenda 
der Bundesregierung innerhalb dieses Fi-
nanzrahmens abgearbeitet werden kann. 

Ausgabeneffekte im 
PSG II-Reformjahr

Die Ausgaben der Sozialen Pflegever-
sicherung sind von 31 Mrd. Euro im 
Jahr 2016 auf 38,5 Mrd. Euro im Jahr 
2017 angestiegen (Tabelle 1). Der in 
Summe höchste Anstieg ist beim Pfle-
gegeld zu beobachten: 3,2 Mrd. Euro 
sind mit dem PSG II zusätzlich an die 
Pflegebedürftigen ausgezahlt worden. 
Dies entspricht mit 44 Prozent fast der 
Hälfte des Zuwachses der Leistungs-
ausgaben im Reformjahr 2017. In die 
vollstationäre Pflege hingegen flossen 
nur 2,2 Mrd. Euro zusätzlich, was einem 
Anstieg von 18 Prozent gleichkommt. 
Hohe Veränderungsraten – jedoch auf 
einem niedrigen Ausgangsniveau – sind 
zudem bei den ambulanten Unterstüt-
zungs- und Entlastungsleistungen (insbe-

Tabelle 1: Ausgabenentwicklung der SPV 2016 – 2018

In Mrd. Euro       Veränderung 2017/16 Anteil an Leistungs-
ausgabensteigerung 

gesamt

Veränderung 2018/17

2016 2017 2018* Absolut in Prozent Absolut in Prozent

Pflegegeld 6,84 9,99 10,68 3,16  46,18 43,52 0,69  6,90 

Pflegesachleistung 3,83 4,50 4,78 0,67  17,52 9,24 0,28  6,26 

Vollstationäre Pflege (inkl. Stat. Vergütungszuschläge) 12,15 14,31 14,47 2,16  17,78 29,77 0,16 1,13 

Vollstationäre Pflege in Behindertenheimen 0,29 0,40 0,44 0,11  39,30 1,56 0,04 10,38 

Kurzzeitpflege 0,57 0,60 0,67 0,04  6,39 0,50 0,07 10,80 

Tages- / Nachtpflege 0,52 0,68 0,75 0,16  30,25 2,16 0,07 10,21 

Verhinderungspflege 1,05 1,12 1,30 0,07  6,53 0,95 0,18 15,94 

Zusätzliche ambulante Betreuungs- und 
 Entlastungsleistung

1,01 1,23 1,56 0,22  21,70 3,02 0,33 27,15 

Hilfsmittel / Wohnumfeldverbesserung 0,81 0,88 1,03 0,07  9,20 1,03 0,14 16,32 

Soziale Sicherung der Pflegeperson 0,99 1,54 2,06 0,55  55,87 7,62 0,52 33,43 

Pflegeberatung und sonstige Leistungsausgaben 0,25 0,29 0,31 0,05  19,05 0,65 0,02 7,35 

Leistungsausgaben insgesamt 28,29 35,54 38,05 7,26  25,65 100,00 2,50 7,04 

Ausgaben insgesamt 31,00 38,52 41,18 7,53  24,28   2,65 6,89 

Quelle: Amtliche Statistik PV45; BMG 2018 (*Hochrechnung des 1. Halbjahres 2018)
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kostenabschätzungen wurde übrigens von 
200.000 bis 500.000 zusätzlich Pflege-
bedürftigen ausgegangen1, so dass die 
heutige Aussage, dass mehr Menschen 
Leistungen der Pflegeversicherung in An-
spruch genommen haben als ursprünglich 
erwartet, eher überrascht. 

Welcher Anteil des 9-prozentigen 
Mengenzuwachs ist nun aber dem 
PSG  II geschuldet, und warum sind 
die Zuwachsraten auch vor und nach 
dem PSG II bereits ähnlich hoch? Die 
Abgrenzung des Personenkreises, der 
Anspruch auf Leistungen der Pflege-
versicherung hat, ist zwischen 2002 
(Einführung der Leistungen bei Einge-
schränkter Alltagskompetenz durch das 
Pflegeleistungs-Ergänzungsgesetz) und 
2017 (Einführung des neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs durch das PSG II) 
nicht verändert worden. Wird unterstellt, 
dass sich in dem verhältnismäßig kurzen 
Zeitraum auch die Morbidität der Bevöl-
kerung und damit die epidemiologische 
Wahrscheinlichkeit, pflegebedürftig zu 
werden, nicht verändert hat, so wäre ein 
Anstieg der Zahl der Pflegebedürftigen in 
der Größenordnung von rund 2 Prozent 
zu erwarten, der auf der Alterung der Be-
völkerung beruht (Schwinger et al. 2019). 
Die über die Demographie hinausgehen-
de Mengenentwicklung muss folglich 
aus verändertem Antragsstellungs- und 
Inanspruchnahmeverhalten resultieren, 
die wiederum durch Reformen ausgelöst 
wurden: 2013 konnten Personen mit er-

Blickt man nun auf den Mengeneffekt 
der Geldleistungen, d. h. auf die Verän-
derung der Zahl der Leistungstage, so 
liegt diese Steigerungsrate 2017 mit 9 Pro-
zent im Rahmen dessen, was auch in den 
Jahren zuvor zu beobachten war (Abbil-
dung 1). Zwar ist die Zahl der ambulant 
Pflegebedürftigen (inkl. der Pflegestufe 0) 
von 2,17 Mio. im Jahr 2016 auf 2,52 Mio. 
im Jahr 2017 und damit insgesamt um 
rund 350.000 angestiegen, maßgeblich 
ist hierbei aber der Neuzugang in den 
Pflegegrad 1, in dem kein Anspruch auf 
Pflegegeld (gemäß § 37 SGB XI) oder Pfle-
gesachleistungen (gemäß § 36 SGB XI) 
besteht (Abbildung 3). Bei den Reform-

ren Pflegegradeinstufung, als wenn alle 
Pflegebedürftigen eine Einstufung auf 
Basis des neuen Assessmentinstruments 
erhalten hätten (Rothgang und Kalwitz-
ki 2015). Die entsprechenden „echten“ 
Übergangswahrscheinlichkeiten (vom 
alten System ins neue System) waren 
im Rahmen einer Praktikabilitätsstudie 
des MDS (Kimmel et al. 2015) sowie 
stationär ergänzend in einer Studie zu 
Versorgungsaufwänden (Rothgang et 
al. 2015) erhoben worden. Der Überlei-
tungseffekt wie auch der Preiseffekt war 
insofern vorhersehbar und im Sinne von 
Reformkostenabschätzungen abbildbar. 

1 Siehe gemeinsame Pressemitteilung des MDS 
und GKV-Spitzenverbands vom 14.09.2016

Abbildung 1: Pflegegeld – Veränderung der Ausgaben, Leistungstage und Ausgaben je Leistungstag 2012 – 2018

Quelle: Amtliche Statistik PV45 und PG1; BMG 2018; Annahme eines Sachleistungsanteils von 50% bei Kombinationsleistungsbezug 

Abbildung 2: Veränderung der Leistungssätze vor und nach PSG II in % 

Quelle: eigene Darstellung, Amtliche Statistik PG2 und PG1 (BMG 2018); Anteil 
 Geldleistungsbezieher auf Basis des Anteils der Leistungstage der PG1 berechnet
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wie professionelle ambulante Unterstüt-
zungsangebote gibt, die – bei gleichem 
Mitteleinsatz – effektiver sind. 

Vollstationäre Pflege

Ein Blick auf die in Abbildung 1 dargestell-
ten Mengen-, Preis- und Struktureffekte 
in der vollstationären Pflege verdeutlicht, 
dass die Leistungstage 2017 stagnierten 
und die Zuwachsraten der Ausgaben pro 
Leistungstag mit 17 % nur halb so hoch 
waren wie beim Pflegegeld (35 %). Die Un-
terschiede im PSG II-Reformjahr erklären 
sich aus der deutlich geringeren Anhebung 
der stationären Leistungssätze bzw. deren 
Absenkung für Personen der Pflegstufe I 
und II, die keine erheblich eingeschränkte 
Alltagskompetenz (EA) hatten (Abbildung 
2). Gleichwohl sorgt der Besitzstands-
schutz des § 141 SGB XI dafür, dass sich 
für „Altfälle“ zumindest der Eigenanteil 
dennoch nicht erhöht. „Neufälle“ ohne 
erheblich eingeschränkte Alltagskompe-
tenz, die vor der Reform in Pflegestufe I 
bzw. II eingestuft worden wären und jetzt 
in Pflegegrad 2 bzw. 3 eingestuft werden, 
erhalten hingegen weniger als sie ohne 
Reform bekommen hätten. In der Summe 
waren auch für den stationären Sektor die 
zu erwartenden Preis- und Struktureffekte 
im Vorfeld der Reform gut berechenbar.

Welche Auswirkung hat die Reform 
auf die Eigenanteile, d. h. die neben 
Kosten für Unterkunft, Verpflegung 
und Investitionskosten durch die Pfle-
gebedürftigen selbst zu tragenden pfle-
gebedingten Kosten? Tabelle 2 zeigt 
die Entwicklung der Eigenanteile, der 
Entgelte für Unterkunft und Verpfle-
gung sowie der gesondert in Rechnung 
gestellten Investitionskosten vor und 
nach Inkrafttreten der entsprechenden 
Regelungen des PSG II. Abgebildet ist 
weiterhin, dass die Pflegebedürftigen 
2016 Versicherungsleistungen bei voll-
stationärer Pflege gemäß § 43 SGB XI 
in Höhe von monatlich durchschnittlich 
1.267 Euro, 2017 dagegen in Höhe von 
durchschnittlich 1.404 Euro erhielten. 
Der Leistungsbetrag ist durch das PSG 
II folglich um durchschnittlich 137 Euro 
gestiegen – noch ohne Berücksichtigung 
der Besitzstandswahrung für einen Teil 
der Altfälle. Da sich gleichzeitig auch die 
Pflegesätze verändert haben, ist der mo-
natliche durchschnittliche Eigenanteil 
jedoch vom letzten Quartal 2016 zum 
ersten Quartal 2017 von 584 Euro nur 
auf 548 Euro und damit um lediglich 

Teil des Fallzahlanstiegs im ambulanten 
Sektor auch durch eine Verlagerung aus 
der stationären Versorgung zu erklären. 

Insgesamt sind die Ausgaben für das 
Pflegegeld im Reformjahr 2017 von 6,8 
Mrd. Euro im Jahr 2016 um 3,2 Mrd. 
Euro auf 10 Mrd. Euro angestiegen. 
Der „Expertenbeirat zur konkreten 
Ausgestaltung des neuen Pflegebedürf-
tigkeitsgbegriffs“ hatte mit Blick auf die 
notwendige neue Leistungsrelation dar-
auf verwiesen, dass eine Erhebung von 
empirischen Zeitwerten (im ambulanten 
Setting) oder gar eine Ausrichtung der 
Leistungshöhen an der Erreichung in-
tendierter Wirkungen (Effizienz, Kosten-

Nutzen) umfangreicher metho-
discher und konzeptioneller 
Vorarbeiten bedurft hätte 
(BMG 2013: 75). Da dies im 
Vorfeld der Reform nicht re-
alisierbar erschien, wurden 
stattdessen Simulationen zu 
möglichen Leistungshöhen 
und -spreizungen durchge-
führt. In der Gesamtschau er-
folgte aber keine Empfehlung, 
sondern es wurde seitens des 

Beirats festgehalten, dass die Entschei-
dung – da abhängig von den intendierten 
Zielsetzungen – dem Gesetzgeber obliege 
(BMG 2013). Vor dem Hintergrund des 
wachsenden Finanzdrucks in der Pfle-
geversicherung werden Fragen nach der 
Wirksamkeit von finanzierten Leistungen 
perspektivisch aber an Bedeutung gewin-
nen. Mit Blick auf das Pflegegeld wäre 
beispielsweise zu diskutieren, welchen 
Beitrag dieses dazu leistet, das häusli-
che Pflegesetting zu stabilisieren, oder 
ob es nicht vielleicht andere Maßnahmen 

heblich eingeschränkter Alltagskompe-
tenz (PEA), insbesondere Menschen mit 
Demenz aber ohne Pflegestufe (die so 
genannte Pflegestufe 0), erstmals Geld- 
und Sachleistungen beziehen, und für 
Personen mit eingeschränkter Alltags-
kompetenz in Pflegestufe I und II stiegen 
die Leistungsbeträge für diese Hauptleis-
tungsarten. Mit dem PSG I wurden die 
Leistungssätze dann ein weiteres Mal an-
gehoben. Dies legt die Vermutung nahe, 
dass insbesondere aufgrund der verbes-
serten Leistungen für Pflegestufe 0 sowie 
der breiten medialen Aufbereitung auch 
solche Menschen einen Antrag gestellt 
haben, die dies ansonsten nicht bzw. 

erst bei fortgeschrittener Pflegebedürf-
tigkeit getan hätten. Auch verbesserte 
Beratungsangebote mögen hierzu ihren 
Teil beigesteuert haben. Entsprechend 
ist die Zahl der Erstanträge von 2011 
bis 2016 deutlich, von 769 Tsd. auf 966 
Tsd. gestiegen (Rothgang et al. 2017a: 
79). Hinzu kommt, dass die Mengenzu-
wächse im stationären Sektor unter der 
demographisch zu erwartenden Rate lie-
gen bzw. dass die Zahl der vollstationär 
Pflegebedürftigen teilweise sogar rück-
läufig ist (Abbildung 3). Insofern ist ein 

Abbildung 3: Veränderung der Zahl der Pflegebedürftigen (jeweils zum 31.12 des Jahres) 
2012 – 2018

Quelle: Amtliche Statistik PG2; BMG 2018

Wegen des wachsenden 
Finanzdrucks der 
Pflegeversicherung gewinnen 
Fragen nach der Wirksamkeit 
von finanzierten Leistungen an 
Bedeutung.
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u. a. zur Finanzierung von Angeboten 
zur Unterstützung im Alltag und im 
Haushalt (PSG II);

■■ die Förderung von innovativen ambu-
lanten Wohnformen (PSG I).

Der Ausbau des ambulanten Pflegeset-
tings wird also bereits seit mehreren Jah-
ren verfolgt. Die entsprechenden Ausga-
bendynamiken sind somit nur zum Teil 
eine Folge des PSG II. Gleichwohl greifen 
bei Tages- und Nachpflege die bereits 
oben ausgeführten Mechanismen zur 
Überleitung von Altfällen und der Anhe-
bung der Sachleistungssätze. Unmittelbar 
dem PSG II zuzuordnen sind ferner die 
zusätzlichen Entlastungsleistungen von 
125 Euro monatlich, die von Personen 
des Pflegegrads 1 in Anspruch genommen 
werden, die vor Einführung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs als nicht 
pflegedürftig eingestuft worden wären. 

Angesichts gleichzeitiger Änderungen 
der Leistungshöhen, Anrechnungsregeln 
und Anspruchsvoraussetzungen soll hier 
darauf verzichtet werden, Mengen-, Preis- 
und Struktureffekt zu unterscheiden. 
Festzuhalten ist, dass der Gesetzgeber 
seit Jahren versucht, die Inanspruchnah-
me von Entlastungsleistungen zu fördern 
und dass die Maßnahmen entsprechend 
Wirkung zeigen. Stattdessen sollen die 
Auswirkungen dieser Regelungen kurz 
thematisiert werden. Zunächst ist fest-
zustellen, dass durch die erleichterte 
Kombinationsmöglichkeit von Unter-

Diese ambulanten Unterstützungs- und 
Entlastungsangebote wurden in den ver-
gangenen Reformjahren deutlich ausge-
weitet. Zu nennen sind hier insbesondere 
die folgenden Reformschritte:

■■ die Anhebung der Leistungssätze der 
Kurzzeitpflege und Tages- und Nacht-
pflege auf das Niveau der ambulanten 
Sachleistungen (PfWG 2008) und die 
Möglichkeit, Tages- und Nachtpflege 
mit Pflegegeld und Sachleistungen zu 
kombinieren (PfWG 2008) bzw. voll-
ständig anrechnungsfrei als Leistung 
zu beziehen (PSG I);

■■ die Möglichkeit, Pauschalen für Kurz-
zeit- und Verhinderungspflege flexibler 
einsetzen, d. h. gegeneinander substi-
tuieren zu können (PSG I) sowie den 
Erhalt des hälftigen Pflegegeldes auch 
während der Ersatzpflegezeiträume 
(PSG II);

■■ die Einführung von Leistungen der 
häuslichen Betreuung durch Pfle-
gedienste bzw. die Pilotierung von 
entsprechenden Betreuungsdiensten 
(PNG), die Möglichkeit der Um-
widmung von maximal bis zu 40 
Prozent des Sachleistungsanteils 
in Angebote zur Unterstützung im 
Alltag (PSG I), die Erweiterung des 
Anspruchs auf zusätzliche Betreu-
ungs- und Entlastungsleistungen für 
alle Pflegebedürftigen (PSG I) und 
dessen Umwandlung in einen Entlas-
tungsbetrag von 125 Euro monatlich 

um 36 Euro zurückgegangen. Insge-
samt ist im Einführungsjahr weniger 
als ein Drittel der SPV-Mehrausgaben 
für vollstationäre Pflege zur Entlastung 
der Pflegeheimbewohner aufgewendet 
worden, während zwei Drittel zu Mehr-
einnahmen der Pflegeheime geführt ha-
ben. Die auf die Heimbewohner entfal-
lenden Mehrausgaben nehmen zudem 
in dem Maße ab, in dem Altfälle durch 
Neufälle ersetzt werden (Rothgang et 
al. 2017a: 47ff.). Die Reduktion der Ei-
genanteile war letztlich nur kurzfristiger 
Natur: Bereits im ersten Quartal 2018 
übersteigen die vom Pflegebedürftigen 
aufzubringenden Eigenanteile wieder 
den Wert des letzten Quartals 2016, und 
im zweiten Quartal 2018 liegt auch der 
vom Pflegebedürftigen insgesamt aufzu-
bringende Teil des Gesamtheimentgelts 
wieder über dem Wert vor Inkrafttreten 
des PSG II (Tabelle 2).

Zusätzliche Unterstützungs- 
und Entlastungsleistungen

Der möglichst lange Verbleib in der ei-
genen Häuslichkeit trotz einsetzender 
Pflegebedürftigkeit ist ein Grundprin-
zip der Pflegeversicherung (§ 3 SGB XI: 
„Vorrang der häuslichen Pflege“). Die 
Pflegeversicherung umfasst vor diesem 
Hintergrund eine Reihe an Angeboten, 
die insbesondere auch durch die Entlas-
tung der pflegenden Angehörigen das 
ambulante Pflegesetting stärken sollen. 

Tabelle 2: Entwicklung der Eigenanteile für Pflegebedürftige in vollstationären Pflegeheimen 2015 – 2018

Quartale Durchschnittlicher 
Eigenanteil bzw. 

Einrichtungseeinheit-
licher Eigenanteil

Unterkunft Verpflegung Investitionskosten Durchschnittliche 
Leistung nach § 43 

SGB XI

Gesamt

1/2015 483 402 315 436 1.272 2.907

2/2015 493 404 317 436 1.272 2.922

3/2015 510 406 319 437 1.272 2.944

4/2015 519 408 323 438 1.272 2.959

1/2016 533 412 329 439 1.267 2.979

2/2016 546 414 332 439 1.267 2.998

3/2016 559 416 334 440 1.267 3.017

4/2016 584 419 337 440 1.267 3.047

1/2017 548 417 284 461 1.404 3.113

2/2017 553 418 284 461 1.404 3.119

3/2017 562 425 285 462 1.404 3.137

4/2017 575 427 287 462 1.404 3.154

1/2018 591 430 287 463 1.404 3.175

2/2018 602 431 289 464 1.404 3.189

Quelle: Rothgang und Müller (2018: 33)
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Hinzu kommt eine weitere ganz wesent-
liche Neuerung durch das so genannte 
Flexirentengesetz (BGBl. I, S. 2838) vom 
8. Dezember 2016. Das Gesetz zielt da-
rauf, den Übergang vom Erwerbsleben 
in den Ruhestand flexibler zu gestalten 
(BT-Drs. 18/9787). Faktisch führen die 
Neuregelungen an der Schnittstelle zur 
Pflegeversicherung aber dazu, dass Per-
sonen über 65 Jahre eine Teilrente von 
bis zu 99 Prozent beantragen können 
und – da dann keine Vollrente vorliegt – 
Anrecht auf Rentenversicherungszahlun-
gen durch die SPV haben, auch wenn sie 
bereits Altersrente beziehen. Theoretisch 
könnte damit heute jede Pflegeperson 
über 65 Jahre – dies ist etwas mehr als 
jede Dritte (38 Prozent; Schneekloth et 
al. 2016: 57), die 10 Stunden die Woche 
pflegt bzw. betreut, Leistungen zur sozi-
alen Sicherung beantragen. Machten alle 
heutigen Pflegepersonen über 65 Jahre 
von dieser Möglichkeit Gebrauch, lä-
gen die Ausgaben der sozialen Sicherung 
heute (2018) bereits bei 2,8 Mrd. Euro, 
während die tatsächlichen Ausgaben bei 
2 Mrd. Euro liegen. Da die potentiellen 
finanziellen Auswirkungen auf die Pfle-
geversicherung im Gesetzentwurf nicht 
beziffert wurden (BT-Drs. 18/9787), ist 
eher von einer Gesetzeslücke als von ei-
ner intendierten Zielsetzung auszugehen.

Zwischenfazit

In der Gesamtschau ist festzuhalten, dass 
die Mehrausgaben des PSG II maßgeb-
lich aus der in der Reform hinterlegten 
Überleitung der Altfälle sowie der verän-
derten Höhen und Differenzierungen der 
Leistungssätze zwischen den Leistungsfor-
men resultieren. Die beobachteten Men-

tendenzen als vielmehr durch Neugrün-
dungen in diesem Segment. Gleichzeitig 
wird konstatiert, dass nur wenige Studien 
vorliegen, die den potentiellen Mehrwert 
ambulanter Wohnformen untersuchen 
(Rothgang et al. 2017b). Die Mehraus-
gaben konnten somit nicht in Relation 
zur Steigerung der Lebensqualität bewer-
tet werden, was aber notwendig wäre, 
um zu beurteilen, ob die beobachteten 
Entwicklungen gebremst werden sollten. 
Die in der Studie aufgeworfenen Fragen 
gelten letztlich nicht nur für den Teil-
bereich der ambulanten Wohnformen, 
sondern für alle Entlastungsleistungen 
des ambulanten Settings.

Soziale Sicherung der Pflegeperson

Mit Einführung des neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs wurde im PSG II 
auch die Definition der „Pflegeperson“ 
geändert. Wer einen Pflegebedürftigen 
ab Pflegegrad 2 für mindestens 10 Stun-
den die Woche pflegt und dabei weniger 
als 30 Stunden die Woche erwerbstätig 
ist bzw. keine Altersvollrente bezieht, 
erhält von der Pflegekasse Beiträge 
zur Rentenversicherung – im Rahmen 
einer Pflegezeit zudem auch Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung und Zu-
schüsse zur Krankenversicherung. Mit 
dem PSG II wurde nicht nur die Zahl 
der notwendigen Pflegestunden von 
vormals 14 Stunden deutlich reduziert, 
angerechnet werden – unter Ausrichtung 
auf den neuen Pflegebegriff – nun auch 
Betreuungstätigkeiten. Auswertungen 
von AOK-Routinedaten zeigen, dass sich 
die Zahl der Personen, die Rentenver-
sicherungsbeiträge erhalten, von Ende 
2016 auf Ende 2017 fast verdoppelt hat. 

stützungsleistungen und die Verbesse-
rung des (teilweise) anrechnungsfreien 
parallelen Bezugs von Pflegegeld und 
Pflegesach leistung heute in der Summe 
in der ambulanten Pflege höhere Leis-
tungssätze bereitgestellt werden können 
als in der stationären. Hinzu kommt, 
dass in der ambulanten Pflege zusätz-
lich Leistungen der SGB V-finanzierten 
Häuslichen Krankenpflege in Anspruch 
genommen werden können, die von der 
Gesetzlichen Krankenversicherung fi-
nanziert werden, während die analogen 
Leistungen in der vollstationären Pflege 
als im Pflegesatz inkludiert gelten und 
keine weiteren Zahlungen der Kranken- 
oder Pflegeversicherung auslösen. Durch 
Kombination insbesondere der ambulan-
ten Sachleistungen nach § 36 SGB XI, 
der Leistungen für teilstationäre Pflege 
nach § 41 SGB XI und der Häuslichen 
Krankenpflege gemäß § 37 SGB V kön-
nen mehr als doppelt so hohe Leistungs-
beträge aus der SPV bezogen werden als 
bei vollstationärer Pflege, ohne dass da-
mit – im Gegensatz zur Heimpflege – eine 
Vollversorgung impliziert ist (Rothgang 
et al. 2017b: 81f.). Unter der Prämisse 
„ambulant vor stationär“ steht dem Ge-
setzgeber eine derartige Ausgestaltung 
der Leistungsstrukturen natürlich of-
fen, erzeugt aber den grundsätzlichen 
Anreiz, dass vollstationäre Einrichtun-
gen sich leistungsrechtlich in ambulante 
Versorgungsformen umwandeln – ohne 
dass ein pflegerisch-betreuerischer Zu-
satznutzen für die Betroffenen damit 
verbunden sein muss. Solche unter dem 
Begriff „Ambulantisierungstendenzen“ 
gefassten Bestrebungen wurden in einer 
aktuellen Studie bestätigt, wenngleich 
weniger aufgrund von Umwandlungs-

Abbildung 4: Ausgabenentwicklung der ambulanten Unterstützungs- und Entlastungsleistungen

Quelle: Amtliche Statistik PV45 (BMG 2018) 
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tale auf das Jahr hochrechnet und für 
2019-22 dann die Finanzentwicklung 
fortschreibt. Die dabei verwendeten 
Fortschreibungsraten finden sich in Ta-
belle 4. Für die Preiskomponente wurde 
unterstellt, dass Pflegesachleistungen, 
Pflegegeld, Leistungen bei Tages- und 
Nachtpflege sowie Kurzzeitpflege, voll-
stationärer Pflege und vollstationärer 
Pflege in Behindertenheimen sowie die 
stationären Vergütungszuschläge im Ja-
nuar 2021 gemäß § 30 SGB XI um insge-
samt 4,5 % angehoben werden, um den 
Kaufkraftverlust der drei Vorgängerjahre 
auszugleichen, der hier mit rund 1,5 % 
pro Jahr angesetzt wurde. 

Die nach Leistungsart differenzierte 
Mengen- und Strukturkomponente be-
ruht auf mehreren, teils gegenläufigen 
Effekten. Zunächst wird bei der Men-
genkomponente von einer demographie-
bedingten Fallzahlsteigerung von rund 
2 Prozent pro Jahr ausgegangen. Ent-
sprechend des Trends der letzten Jahre 
wird zweitens von einer fortgesetzten 
Verschiebung der Inanspruchnahme vom 
stationären in den ambulanten Bereich 
ausgegangen. Als Strukturkomponente 
zeigen Analysen des Antragstellungsver-
haltens für Neufälle, dass der Schwergrad 
der Pflegebedürftigkeit in der stationä-
ren Pflege im Zeitverlauf ansteigt und in 
der ambulanten absinkt – was zu Aus-
gabensteigerungen bzw. Reduktionen im 
Zeitverlauf führt (Pick und Fleer 2018; 
Rothgang 2018b). Gleichzeitig gibt es 
einen grundsätzlich ausgabendämpfen-

des Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch vorge-
sehene Beitragssatzanhebung um 0,5 
Prozentpunkte ausreicht, um nicht nur 
die Reformfolgen des PSG II zu finanzie-
ren, sondern darüber hinaus auch eine 
Verbesserung der Personalausstattung 
in Einrichtungen und höhere Entgelte 
für Pflegekräfte zu finanzieren, wie 
dies im Koalitionsvertrag angekündigt 
wurde (Rothgang 2018a). Das Gesetz 
formuliert diesbezüglich das Ziel einer 
„kontinuierliche[n] Anpassung der Sach-
leistungsbeträge der Pflegeversicherung 
an die Personalentwicklung“.

Hierzu wurde eine Modellrechnung 
durchgeführt, die für das Jahr 2018 die 
Finanzergebnisse der ersten beiden Quar-

geneffekte liegen im Rahmen der bereits 
in den Vorjahren beobachten, wobei ein 
allgemeiner „Attraktivitäts-Effekt“ (oder 
ein „Sog-Effekt“) unterstellt werden kann. 
Alle Parameter zur Berechnung der Kosten 
lagen vor, so dass die Reformkosten für 
die Kontengruppen Pflegegeld, Sachleis-
tung und vollstationäre Pflege im Umstel-
lungsjahr weitgehend vorhersehbar waren 
und an anderer Stelle auch entsprechend 
vorausberechnet wurden. So wurden im 
BARMER Pflegereport 2016 Leistungs-
mehrausgaben im Jahr 2017 von 7,2 Mrd. 
Euro vorausberechnet (Rothgang et al. 
2016: 50), was den tatsächlichen Leis-
tungsmehrausgaben von 7,26 Mrd. Euro 
sehr nahe kommt (Tabelle 1). Insofern 
ist es bemerkenswert, dass sich die Fehl-
schätzung des Gesetzgebers für Pflegegeld, 
Sachleistung und vollstationäre Pflege auf 
mehr als  2 Mrd. Euro belaufen, während 
sich die Schätzungen für alle weiteren – 
mit wesentlich mehr Unsicherheit behafte-
ten – Kosten als treffender erwiesen haben 
(Tabelle 3). Mit Blick auf das Jahr 2017 
ist folglich festzuhalten, dass es letztlich 
keine „unvorhergesehenen Ausgaben“ 
gab. Die jetzt im Entwurf eines Fünften 
Gesetzes zur Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch – Beitragssatzanpassung 
angekündigte Beitragssatzanhebung ist 
vielmehr notwendig, weil die Kostenfolgen 
der PSG II-Reform zu niedrig veranschlagt 
wurden und die Reform entsprechend 
nicht ausfinanziert war.

Finanzlage der SPV bis 2022 und 
finanzielle Handlungsspielräume

Vor diesem Hintergrund ist es natürlich 
von Interesse, inwieweit die im Entwurf 

Tabelle 3: Angaben im Gesetzesentwurf des PSG II zu den finanziellen Auswirkungen in 
Vergleich zu den tatsächlichen Mehrausgaben

 
Angaben 

 Kabinettsentwurf IST 2017 Differenz

Anhebung der Leistungsbeträge und Überleitungs- und 
 Bestandschutzkosten* insgesamt für Pflegegeld,  
Sachleistung, Vollstationäre Pflege (ohne Behindertenhilfe)

3,80 5,99 2,19 

Sonstige Ausgaben für weitere Leistungsverbesserungen 1,94 1,54 - 0,40 

darunter:      

Rente für Pflegepersonen 0,41 0,55 0,15 

Verhinderungspflege 0,18 0,07 - 0,11 

Tages- und Nachtpflege 0,10 0,16 0,06 

Zusätzliche Betreuungs - und Entlastungsleistungen 0,42  0,22 - 0,20 

Reformkosten Insgesamt 5,74 7,53 1,79 

Quelle: BT-Drs. 18/5926: 69 f. (*Überleitungskosten von 3,6 Mrd. € und Bestandsschutzkosten 
von 0,8 Mrd. € verteilen sich nicht gleichmäßig über die Jahre. Annahme: 2 Mrd. € in 2017) und 
Amtliche Statistik PV45 (BMG 2018)

Tabelle 4: In der Ausgabenfortschreibung unterstellte Steigerungsraten pro Jahr in 
Prozent des Vorjahreswertes

2018 2019 2020 2021 2022

Hochrech-
nung der 

Ausgaben 
des 1. HJ.

Mengen- 
und Struk-
turkompo-

nente

Mengen- 
und Struk-
turkompo-

nente

Preiskom-
ponente

Mengen- 
und Struk-
turkompo-

nente

Mengen- 
und Struk-
turkompo-

nente

Pflegesachleistung 6,3 3,4 3,4 4,5 3,4 3,5

Pflegegeld 6,9 3,4 3,4 4,5 3,4 3,5

Pflegeurlaub 15,9 12,2 7,1 0,0 7,1 7,1

Hilfsmittel / Wohn-
umfeldverbesserung

16,3 12,2 7,1 0,0 7,1 5,1

Soziale Sicherung der 
Pflegeperson

33,4 27,5 12,2 0,0 7,1 7,1

Tages- / Nachtpflege 10,2 7,1 5,1 4,5 5,1 3,0

Zusätzliche ambulante 
Betreuungs- und 
Entlastungsleistung

27,1 22,4 12,2 0,0 7,1 7,1

Kurzzeitpflege 10,8 9,1 7,1 4,5 5,1 5,1

Vollstationäre Pflege 0,8 0,2 0,5 4,5 0,8 0,8

Quelle: eigene Darstellung
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gesetzlich verpflichtet, Mittel in Höhe 
von 1,5 Monatsausgaben in Form von 
Betriebsmitteln und Rücklagen (§ 63 
und § 64 SGB XI) vorzuhalten. Für 2018 
musste diese Quote bereits – temporär – 
auf eine Monatsausgabe abgesenkt wer-
den (Bekanntmachung des BVA vom 16. 
Juli 2018). Entgegen der  Einschätzung 
des BMG veranschaulicht Abbildung 5, 
dass bereits zur Finanzierung der heu-
tigen gesetzlichen Regelungen eine Bei-
tragssatzanhebung von 0,4 Prozentpunk-
ten notwendig wäre, um wiederum einen 
Mittelbestand von 1,5 Monatsausgaben 
bis 2022 zu gewährleisten.

Die Mehreinnahmen 2019 werden 
folglich allein für die Konsolidierung 
des Mittelbestands benötigt. Erst ab 
2020 stehen wieder nicht gebundene 
Finanzmittel zur Verfügung. Unter Be-
rücksichtigung einer Mindesteinlage von 
0,5 Mrd. Euro zur Sicherstellung des 
monatlichen Finanzausgleiches (Schrei-
ben des BVA an den GKV-SV vom 14. 
Juni 2018) verbleiben kumuliert bis ins 
Jahr 2022 lediglich 6,6 Mrd. Euro. Die-
ser Betrag liegt folglich deutlich unten 
den 12 Mrd. Euro, die das BMG für die 
kontinuierliche Anpassung der Sachleis-
tungsbeträge der Pflegeversicherung an 
die Personalentwicklung und die weitere 
Entlastung pflegender Angehöriger durch 
die den Gesetzesentwurf begleitenden 
Pressemitteilung ausweist.

Was kann mit diesen freien Mitteln 
in den Jahren 2020-22 finanziert wer-
den? Neben den Ankündigungen zur 

(vollstationäre Pflege in Behindertenhei-
men, Medizinischer Dienst, Pflegebera-
tung etc.) werden in Anlehnung an die 
demographische Entwicklung pauschal 
mit 2 Prozent fortgeschrieben. Ab dem 
01.01.2019 wurde die angekündigte 
Beitragssatzanpassung von 0,5 Prozent-
punkten berücksichtigt.

Eine Fortschreibung der Gesamtaus-
gaben der SPV unter diesen Annahmen 
ergibt einen Anstieg von 41 Mrd. Euro 
im Jahr 2018 auf 49,5 Mrd. Euro im Jahr 
2022 (Tabelle 5). Dem projizierten Ausga-
benanstieg stehen Mehreinnahmen auf-
grund der im Gesetzesentwurf angekün-
digten Beitragssatzanhebung von jährlich 
7,4 Mrd. Euro (2019) bis 8,1 Mrd. Euro 
(2022) gegenüber. Dies bedeutet nicht, 
dass diese Mittel unmittelbar verwendet 
werden können, denn die Mittelbestände 
der Pflegeversicherung sind stark abge-
schmolzen, und die Pflegekassen sind 

den Struktureffekt, der aus der formalen 
Überleitung des PSG II resultiert. Verster-
ben die durch die formale Überleitung 
„zu hoch“ eingestuften Heimbewohner 
und werden durch strukturgleiche Be-
wohner („Zwillinge“) ersetzt, sinken 
die Ausgaben. In dem Maße in dem die 
„Altfälle“ aus dem Leistungsbezug aus-
scheiden, reduziert sich dieser kos ten-
dämp fende Effekt im Zeitverlauf, so dass 
in der Modellrechnung im Zeitverlauf 
leicht steigende Fortschreibungsraten 
angesetzt wurden (Tabelle 4).

Für die zusätzlichen Unterstützungs- 
und Entlastungsleistungen wird zudem 
angenommen, dass deren heute sehr 
hohen Wachstumsraten im Zeitverlauf 
zurückgehen, da ein langsameres Aus-
klingen (im Sinne eines Sättigungseffekts) 
der durch die Flexibilisierung der Inan-
spruchnahme dieser Leistungen (siehe 
oben) ausgelösten Mengensteigerung 
erwartet wird. Gleiches 
gilt für die Nachfrage der 
Leistungen der Sozialen 
Sicherung. Unterstellt ist 
hier jedoch, dass der Fle-
xirenteneffekt nicht voll zu 
Buche schlägt (siehe oben). 
Einbezogen in die Fort-
schreibung sind ferner die 
Ausgaben des Pflegeper-
sonal-Stärkungsgesetzes 
(PpSG) von in der Summe 
rund 1 Mrd. Euro (hierzu 
erfolgte keine eigene Be-
rechnung). Die Einnahme-
entwicklung orientiert sich 
an den Empfehlungen des 
Schätzerkreises der GKV. 
Die Ausgabenentwicklung 
für die Verwaltungskos-
tenpauschale folgt den 
gesetzlichen Vorgaben, die 
übrigen Leistungsbereiche 

Tabelle 5: Übersicht zu den Ergebnissen der Schätzung der Finanzentwicklung der SPV 

in Mrd. Euro 2018 2019 2020 2021 2022

Einnahmen Status quo 37,7 39,3 40,6 41,8 43,2

Mehreinnahmen durch Beitragssatzanhebung 7,4 7,6 7,9 8,1

Einnahmen Insgesamt 37,7 46,7 48,2 49,7 51,3

Ausgaben Insgesamt 41,2 43,4 45,0 48,0 49,5

Überschuss der Einnahmen/Ausgaben -3,5 3,2 3,2 1,6 1,8

Mittelbestand am Ende des Jahres 3,5 6,7 9,8 11,4 13,2

Nicht gebundener Mittelbestand -2,2 0,8 3,7 4,9 6,6

Mittelbestand in Monatsausgaben 1,0 1,9 2,6 2,9 3,2

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis der amtlichen Statistik PV45, BMG 2018

Abbildung 5: Mittelbestand in Monatsausgaben in Abhängigkeit von Beitragssatzanpassungen

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis der amtlichen Statistik PV45, BMG 2018 sowie den Annahmen 
aus Tabelle 4
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zenden Unterstützungsleistungen weiter 
fortschreiten wird. Gleichzeitig werden 
die bereits heute wieder steigenden Eigen-
anteile der stationär Pflegebedürftigen 
den Druck auf Leistungsverbesserungen 
in diesem Sektor erhöhen. Nicht vorher-
sehbar ist zudem der Finanzierungsbe-
darf, der sich perspektivisch aus dem 
Flexirentengesetz ergibt. 

In der Gesamtschau werfen die dar-
gestellten Entwicklungen folglich eine 
ganze Reihe an Fragen bezüglich der 
zukünftigen Leistungs- und Finanzie-
rungsstrukturen der SPV auf. Auf der 
Leistungsseite stellt sich insbesondere 
die Frage, inwiefern die Mittel heute 
tatsächlich zielgerichtet, d. h. mit Blick 
auf die intendierten Wirkungen einge-
setzt werden. Ein wichtiges erstes Ziel 
wäre folglich, die Studienlage in diesem 
Zusammenhang zu verbessern. Auf der 
Finanzierungsseite gilt es sicherzustel-
len, dass Verbesserungen für Pflegekräf-
te nicht weiter – wie bisher – zu 100 % 
von den Pflegebedürftigen finanziert 
werden.  ■

tragssatzpunkten als Handlungsspielraum 
verbleiben werden. Die Mittel würden aus-
reichen, um entweder die Zahl der am-
bulant und stationär tätigen Pflegekräfte 
um rund 5,5 Prozent oder die Ausgaben 
je Pflegekraft um monatlich 225 Euro zu 
erhöhen. Es ist davon auszugehen, dass 
die bestehenden und aufgrund der Pro-
grammatik der Regierung auch bestärk-
ten Erwartungen deutlich höher liegen 
werden. Auch wenn Einnahmen- und 
Ausgabenprojektionen selbst über relativ 
kurze Zeiträume hinweg mit erheblicher 
Unsicherheit behaftet sind, zeigen die Be-
rechnungen doch, dass weitere Beitrags-
satzsteigerungen notwendig sind, soll die 
Personalsituation in der Pflege merklich 
und nachhaltig verbessert werden. 

Darüber hinaus ist aber schon jetzt er-
kennbar, dass weiterer Handlungsbedarf 
besteht. Die ungeklärte Frage nach einer 
konsistenten Auflösung der heutigen Sek-
torentrennung wird dazu führen, dass die 
beobachtete Ausweitung der ambulan-
ten Versorgung mit den einhergehenden 
Ausgabensteigerungen bei den ergän-

weiteren Entlastung pflegender Ange-
höriger werden vor allem eine bessere 
Bezahlung von Pflegekräften und eine 
Stellenaufstockung von der Bundesregie-
rung thematisiert (vgl. Rothgang 2018a). 
Wird berechnet, wie viele zusätzliche 
Pflegekräfte (Vollzeitäquivalente) mit 
diesen Mitteln finanziert werden könn-
ten oder welche Ausgabenerhöhung je 
Pflegekraft (in Annäherung an die Forde-
rung nach „mehr Lohn“) möglich wären 
bzw. welche Kombinationsmöglichkeiten 
bestehen, ergibt sich die in Abbildung 6 
dargestellte Transformationskurve, die 
alle möglichen Kombinationen aus diesen 
beiden Zielen enthält. Finanzierbar wä-
ren folglich für die Jahre 2020 bis 2022 
insgesamt entweder eine Pflegepersonal-
ausweitung um rund 39.000 zusätzliche 
Pflegestellen, was einem Anteilswert von 
5,5 Prozent der derzeit in der Langzeit-
pflege Beschäftigten entspricht, oder eine 
Steigerung der Entlohnung von 2.700 
Euro pro Jahr bzw. 225 Euro je Mo-
nat und Pflegekraft bzw. entsprechende 
Kombinationsmöglichkeiten entlang der 
Transformationskurve.

Zusammenfassung und Fazit

Die Ausgaben der Sozialen Pflegeversi-
cherung sind im Reformjahr 2017 um 7,5 
Mrd. Euro gestiegen. Die Entwicklung 
war jedoch weitgehend vorhersehbar, 
da sie maßgeblich aus der in der Reform 
hinterlegten Überleitungs- und Preis-
systematik gründet. Unerwartete Men-
geneffekte von relevantem Ausmaß sind 
nicht festzustellen. Die jetzt angekündigte 
Beitragssatzanhebung ist folglich nicht 
etwa deshalb notwendig, weil es „unvor-
hergesehene Ausgaben“ gab, sondern weil 
die Kosten der PSG II-Reform zu niedrig 
veranschlagt wurden. Mit Blick auf die 
nun angekündigte Beitragssatzanpassung 
ist zu begrüßen, dass zumindest in der 
begleitenden Pressemitteilung die Höhe 
der Finanzmittel, die für die Anpassung 
der Sachleistungsbeträge an die Personal-
entwicklung und die weitere Entlastung 
pflegender Angehöriger eingeplant sind, 
benannt werden. Erstmals beziffert der 
Gesetzgeber somit den Anteil der Finanz-
mittel, der für Maßnahmen der Perso-
nalentwicklung vorgesehen ist. Gleich-
wohl werden die anvisierten Gelder aus 
0,2 Beitragssatzpunkten wahrscheinlich 
nicht zur Verfügung stehen. Die hier aus-
geführten Modellrechnungen legen nahe, 
dass maximal Finanzmittel aus 0,1 Bei-

Abbildung 6: Mit den freien Mitteln finanzierbare Kombinationen von Lohnsteige-
rungen und Stellenausbau im stationären Bereich

Pro Jahr können von den 6,6 Mrd. Euro 2,22 Mrd. Euro genutzt werden, wobei berücksichtigt werden muss, 
dass hiervon auch Rücklagen zu bilden sind und zwar in Höhe von insgesamt 825 Mio. (=6,6 Mrd. Euro *1/12*1,5) 
bzw. 275 Mio. Euro pro Jahr. Für die Ermittlung der Zahl der finanzierbaren Stellen wurde der Kostenfaktor von 
50.000€ je Stelle wie im PpSG angesetzt, für die aktuelle Stellenzahl (Beschäftigte) wurden die Zahl der in der 
Pflegestatistik erfassten Erwerbstätigen (unabhängig ihrer Qualifikation und dem Beschäftigungsverhältnis) in 
der ambulanten und stationären Pflege (mit dem Tätigkeitsbereich Grundpflege bzw. Pflege- und Betreuung) 
aus dem Jahr 2015 herangezogen. Für die Ermittlung des Anteils der Mehrausgaben je Beschäftigten wurde 
ebenso der Kostenfaktor von 50.000€ je Stelle angesetzt.

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis der amtlichen Statistik PV45, BMG 2018 sowie 
der genannten Annahmen.
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